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4. ABSCHNITT 

Abwasserentsorgungskonzept 

§ 9 

Verfahren 

(1) Die Gemeinde hat der Landesregierung, den Nachbargemeinden und allfälligen 

örtlichen Abwasserverbänden nachweislich schriftlich anzuzeigen, dass sie beabsichtigt, ein 

Abwasserentsorgungskonzept zu erstellen. Gleichzeitig hat sie diesen Stellen die Gelegenheit 

zu geben, binnen einer angemessenen, mindestens jedoch sechs Wochen dauernden Frist, 

allfällige Interessen oder Festlegungen, die für die Erstellung des 

Abwasserentsorgungskonzepts von Bedeutung sein könnten, bekanntzugeben. 

(2) Bevor der Gemeinderat das Abwasserentsorgungskonzept beschließt, ist sechs 

Wochen die öffentliche Einsicht während der Amtsstunden zu ermöglichen. Jedermann, der 

ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen kann, ist berechtigt, während der Einsichtsfrist 

schriftliche Anregungen oder Einwendungen beim Gemeindeamt (Magistrat) einzubringen. 

Während der Einsichtsfrist hat die Gemeinde an der Amtstafel und auf ihrer Internetseite auf 

die Möglichkeit zur Einsicht und zur Abgabe der Anregungen und Einwendungen hinzuweisen. 

Gibt die Gemeinde ein amtliches Mitteilungsblatt heraus, kann sie überdies vor Beginn der 

Einsichtsfrist auch in diesem darauf hinweisen. Die während der Einsichtsfrist eingelangten 

Anregungen oder Einwendungen sind dem Gemeinderat vorzulegen. 

(2) Bevor der Gemeinderat das Abwasserentsorgungskonzept beschließt, ist es sechs 

Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme beim Gemeindeamt (Magistrat) aufzulegen. 

Jedermann, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen kann, ist berechtigt, während der 

Auflagefrist schriftliche Anregungen oder Einwendungen beim Gemeindeamt (Magistrat) 

einzubringen. Durch Anschlag an der Amtstafel und im Internet unter der Adresse der 

Gemeinde ist während der Auflagefrist auf die Möglichkeit zur öffentlichen Einsichtnahme und 

zur Abgabe der Anregungen und Einwendungen hinzuweisen. Gibt die Gemeinde ein 

amtliches Mitteilungsblatt heraus, hat sie vor Beginn der Auflagefrist auch in diesem darauf 
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hinzuweisen. Die während der Auflagefrist eingelangten Anregungen oder Einwendungen sind 

dem Gemeinderat vorzulegen. 

(3) Beschließt der Gemeinderat das Abwasserentsorgungskonzept, hat er es mit dem 

dazugehörigen Akt und den Planungsunterlagen vor seiner Kundmachung der 

Landesregierung als Aufsichtsbehörde zur Genehmigung vorzulegen. 

(4) Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn das Abwasserentsorgungskonzept 

 1. den Zielen und Grundsätzen gemäß § 1 oder sonstigen gesetzlichen Bestimmungen 

widerspricht, 

 2. die geordnete Abwasserentsorgung des Gemeindegebiets nicht gewährleistet, 

 3. die bekanntgegebenen berechtigten Interessen von Nachbargemeinden und örtlichen 

Abwasserverbänden nicht berücksichtigt, 

 4. den bekanntgegebenen Festlegungen des Landes oder des Bundes widerspricht oder 

 5. den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit nicht entspricht. 

(5) Vor der Versagung der Genehmigung hat die Landesregierung der Gemeinde die 

Versagungsgründe mitzuteilen. Gleichzeitig mit dieser Mitteilung hat sie der Gemeinde 

Gelegenheit zu geben, hiezu binnen einer angemessenen, mindestens jedoch sechs Wochen 

dauernden Frist, Stellung zu nehmen. 

(6) Die Genehmigung der Landesregierung gilt als erteilt, wenn 

 1. der Gemeinde nicht innerhalb von drei Monaten nach Absendung des 

Abwasserentsorgungskonzepts und der dazugehörenden Unterlagen an das Amt der 

Landesregierung ein Versagungsgrund mitgeteilt wird oder 

 2. der Gemeinde innerhalb von drei Monaten nach Absendung ihrer Stellungnahme zu 

den Versagungsgründen kein abschließender Bescheid zugestellt wird. 

(7) Das Abwasserentsorgungskonzept ist innerhalb von zwei Wochen nach Einlangen der 

Genehmigung bei der Gemeinde oder nach Ablauf der Fristen gemäß Abs. 6 kundzumachen. 

Eine Kundmachung hat zu unterbleiben, wenn die Landesregierung die Genehmigung versagt. 

(8) Das Abwasserentsorgungskonzept ist nach seinem Inkrafttreten beim Gemeindeamt 

(Magistrat) öffentlich einsehbar und auf der Internetseite der Gemeinde zu veröffentlichen. 

Eine elektronische Ausfertigung des kundgemachten Entsorgungskonzepts ist dem Amt der 

Landesregierung zu übermitteln. 

(8) Das Abwasserentsorgungskonzept ist nach seinem Inkrafttreten beim Gemeindeamt 

(Magistrat) zur Einsicht aufzulegen. Zwei Ausfertigungen des kundgemachten 

Entsorgungskonzepts sind dem Amt der Landesregierung vorzulegen. 

§ 10 

Fortführung 

(1) Jede Gemeinde hat ihr Abwasserentsorgungskonzept spätestens alle fünf Jahre ab 

dem erstmaligen Wirksamwerden auf seine Umsetzung insbesondere im Hinblick auf das 

örtliche Entwicklungskonzept und die angestrebten Ziele (§ 7 Abs. 2) zu überprüfen und bei 

Bedarf abzuändern oder einen Aktionsplan (§ 8 Abs. 3) zu erlassen. 

(2) Für das Verfahren zur Änderung des Abwasserentsorgungskonzepts gilt § 9, jedoch 

ist den Nachbargemeinden und örtlichen Abwasserverbänden nur dann Gelegenheit zur 

Stellungnahme zu geben, wenn deren Interessen durch die beabsichtigte Änderung betroffen 

sind. Die Möglichkeit zur öffentlichen EinsichtEine Auflage im Sinn des § 9 Abs. 2 ist nicht 
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erforderlich, wenn die Betroffenen vor der Beschlussfassung über die beabsichtigte Änderung 

nachweislich verständigt und angehört werden. 

7. ABSCHNITT 

Vollziehung 

§ 20 

Anzeigepflicht 

(1) Betrifft ein Bauvorhaben die Errichtung einer Hauskanalanlage oder Senkgrube, ist der 

Bauanzeige oder dem Baubewilligungsantrag zusätzlich zu den nach der 

Oö. Bauordnung 1994 erforderlichen Unterlagen die Erklärung des Eigentümers des Objekts 

anzuschließen, ob bzw. für welchen Zweck eine allenfalls bestehende 

Abwasserbeseitigungsanlage weiterverwendet werden soll. In der Beschreibung und 

zeichnerischen Darstellung des Bauvorhabens ist darauf so ausreichend einzugehen, dass 

eine Beurteilung der Zulässigkeit des Vorhabens gemäß § 12 Abs. 3 möglich ist. Die 

Baubehörde hat die Ausführung des Bauvorhabens auch dann zu untersagen oder einen 

Baubewilligungsantrag ohne Durchführung einer Bauverhandlung abzuweisen, wenn das 

Bauvorhaben den Bestimmungen dieses Landesgesetzes, dem 

Abwasserentsorgungskonzept der Gemeinde oder den Einleitungsbedingungen gemäß § 11 

widerspricht. 

(2) Auf begründeten Antrag hat die Behörde insbesondere im Rahmen der Erteilung der 

Baubewilligung (§ 35 Oö. Bauordnung 1994) oder des Anzeigeverfahrens (§ 25a 

Oö. Bauordnung 1994) mit Bescheid zu genehmigen, dass Abwässer auch zu einer 

Übernahmestelle, die in einer Entfernung (kürzeste Fahrtstrecke) von mehr als 10 km vom Ort 

des Abwasseranfalls liegt, ansonsten aber im Sinn des § 2 Z 10 geeignet ist, verbracht 

werden, wenn ein Anschluss eines Objekts gemäß § 30 Abs. 6, 8 und 8a des 

Oö. Raumordnungsgesetzes 1994 an die öffentliche Kanalisation oder die Abfuhr der 

Abwässer in eine geeignete Übernahmestelle innerhalb einer Frist von fünf Jahren ab 

Rechtskraft des Bescheids sichergestellt ist. 

(3) Die Fertigstellung einer Hauskanalanlage oder Senkgrube ist der Baubehörde binnen 

zwei Wochen schriftlich anzuzeigen. Der Fertigstellungsanzeige ist ein Dichtheitsattest eines 

befugten Bauführers anzuschließen. Im Fall einer Weiterverwendung früherer 

Abwasserbeseitigungsanlagen gemäß § 12 Abs. 3 ist der Fertigstellungsanzeige überdies ein 

Attest eines befugten Bauführers über die Herstellung eines dem § 12 Abs. 3 entsprechenden 

Zustands der weiterverwendeten Anlage anzuschließen. 

(4) Bei der Errichtung einer Kleinkläranlage ist der Behörde anzuzeigen, ob bzw. zu 

welchem Zweck frühere Abwasserbeseitigungsanlagen weiterverwendet werden sollen. 

Abs. 1 letzter und vorletzter Satz ist sinngemäß anzuwenden. 

(5) Die Behörde kann im Einzelfall die Vorlage weiterer Unterlagen anordnen, wenn die 

nach Abs. 1 und 3 anzuschließenden Unterlagen zur Beurteilung des Vorhabens nicht 

ausreichen. 

§ 20a 

Automationsunterstützte Datenverarbeitung 

(1) Die Behörde ist zum Zweck der Erstellung von Verzeichnissen der betroffenen 

Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer und anders dinglich oder obligatorisch 
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berechtigter Personen mit Ausnahme der Hypothekargläubigerinnen und Hypothekargläubiger 

zur Abfrage folgender Daten mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung für die 

Erfüllung der Aufgaben nach diesem Landesgesetz und zu deren weiteren Verarbeitung 

befugt: 

 1. aus dem Zentralen Melderegister: Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, 

Geschlecht, Staatsangehörigkeit und Wohnsitz; die Berechtigung zur Abfrage des 

Zentralen Melderegisters umfasst auch Verknüpfungsabfragen nach § 16a Abs. 3 

Meldegesetz, 

 2. aus der Insolvenzdatei: Familienname, Vorname, Adresse, Geburtsdatum, 

Firmenbuchnummer über Insolvenzverfahren, 

 3. aus dem Grundbuch: Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Grundstücksnummer, 

Grundbuchs- und Einlagezahl, 

 4. aus der Digitalen Katastralmappe und den Grundstücksverzeichnissen: 

Grundstücksnummer, Grundbuchs- und Einlagezahl, 

 5. aus dem Firmenbuch, dem Vereinsregister, dem Ergänzungsregister und dem 

Unternehmensregister: die Stammdaten, Kennziffern und Identifikationsmerkmale 

sowie die vertretungs- und zeichnungsbefugten Personen, 

 6. aus dem Indirekteinleiterkataster als Teil des Wasserinformationssystems gemäß 

Indirekteinleiterverordnung: die mitgeteilten Indirekteinleiter, 

soweit vorhanden jeweils einschließlich der Verarbeitung der verschlüsselten 

bereichsspezifischen Personenkennzeichen (bPK) nach § 9 E-Government-Gesetz, wobei 

Näheres durch Verordnung der Oö. Landesregierung festgelegt werden kann. 

(2) Die automationsunterstützte Datenverarbeitung kann im Wege der jeweiligen 

Schnittstellen der registerführenden Stellen zum Register- und Systemverbund nach § 1 

Abs. 3 Z 2 iVm. § 6 Abs. 2 des Unternehmensserviceportalgesetzes erfolgen. 

8. ABSCHNITT 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 24 

Allgemeine Übergangsbestimmungen 

(1) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Landesgesetzes anhängige individuelle 

Verwaltungsverfahren, insbesondere auch Verfahren zur Genehmigung vorgelegter 

Entsorgungskonzepte gemäß § 8 des Oö. Bodenschutzgesetzes 1991, sind nach den bisher 

geltenden Rechtsvorschriften weiterzuführen. 

(2) Rechtskräftige Bescheide werden durch das Inkrafttreten dieses Landesgesetzes nicht 

berührt, soweit Abs. 3 nichts anderes bestimmt. 

(3) Ausnahmebewilligungen von der Kanalanschlusspflicht, die auf Grund der 

Oö. Bauordnung 1976 rechtskräftig erteilt wurden, gelten als 

AusnahmebewilligungenAusnahmebebewilligungen nach § 13. Im Übrigen ist auch in diesen 

Fällen § 13 Abs. 2 bis 4 anzuwenden. 

(4) Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2001 tritt im § 23 Abs. 2 anstelle des Betrags von 

4.000 Euro der Betrag von 56.000 Schilling. 
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Landesgesetz über die Errichtung und den Betrieb von Aufzügen 

(Oö. Aufzugsgesetz 1998) 

 

§ 4 

Errichtung von Aufzügen 

(1) Die Errichtung und die wesentliche Änderung eines Aufzugs ist der Behörde schriftlich 

anzuzeigen. 

(2) Als wesentliche Änderung nach Abs. 1 gilt die Änderung der Anzahl oder Lage der 

Halte- oder Ladestellen sowie jede andere Maßnahme, die geeignet ist, die Stand-, Brand- 

oder Betriebssicherheit zu beeinflussen, oder die den Verwendungszweck betrifft. Die 

Landesregierung kann durch Verordnung näher regeln, welche wesentlichen Änderungen 

jedenfalls angezeigt werden müssen. 

(3) Der Anzeige sind anzuschließen: 

 1. eine ausreichende Beschreibung (technische Beschreibung, Plan, Skizze, 

zeichnerische Darstellung und dgl.) des Vorhabens, aus der auch der genaue Standort 

und der Zweck hervorgehen muß; 

 2. ein Gutachten eines Aufzugsprüfers (§ 13). 

Die Unterlagen müssen eine Beurteilung durch die Behörde dahingehend ermöglichen, 

ob das Vorhaben in seiner Gesamtheit den Vorschriften gemäß § 3 und den 

baurechtlichen Bestimmungen, insbesondere dem § 3 des O.ö. Bautechnikgesetzes, 

entspricht. Bei Aufzügen oder Bestandteilen von Aufzügen, die mit einer CE-

Kennzeichnung und einer EG-Konformitätserklärung nach den einschlägigen 

gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften versehen sind, ist dabei von der Übereinstimmung 

mit den grundlegenden Sicherheitsanforderungen nach diesen Vorschriften auszugehen. 

(4) Die Anzeige nach Abs. 1 entfällt, wenn ein Aufzug im Zusammenhang mit dem Neu-, 

Zu- oder Umbau eines Gebäudes errichtet werden soll und der Aufzug in den Projekts- und 

Einreichunterlagen des Gebäudebauvorhabens mitberücksichtigt ist. In diesem Fall gilt § 5 

Abs. 3, wobei die Belege nach Abs. 3 den Projekts- und Einreichunterlagen anzuschließen 

sind. 

(5) Anzeige, Pläne, Beschreibungen und Unterlagen gemäß Abs. 1 und 3 können der 

Behörde entweder physisch (in Papier) oder elektronisch übermittelt werden. Je nach dem gilt: 

 1. Im Fall einer physischen Einbringung kann die Behörde je nach Erforderlichkeit 

innerhalb von zwei Wochen auch die Vorlage weiterer Ausfertigungen oder, sofern 

technisch möglich, auch die Übermittlung einer elektronischen Ausfertigung verlangen. 

 2. Im Fall der elektronischen Einbringung ist der jeweiligen Behörde von der anzeigenden 

Person mit der Anzeige mitzuteilen, ob sie im Teilnehmerverzeichnis registriert ist und 

an der elektronischen Zustellung mit Zustellnachweis oder am Elektronischen 

Rechtsverkehr teilnimmt; erfolgt eine solche Mitteilung nicht, kann die Behörde je nach 

Erforderlichkeit innerhalb von zwei Wochen auch die Vorlage weiterer physischer 

Ausfertigungen verlangen; dasselbe gilt sinngemäß, wenn sich trotz ursprünglich 

gegenteiliger Mitteilung erst während des Verfahrens herausstellt, dass die anzeigende 

Person an der elektronischen Zustellung mit Zustellnachweis nicht teilnimmt. 
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(6) Die Anzeige gilt nur dann als vollständig eingebracht, wenn allfällige von der Behörde 

gemäß Abs. 5 Z 1 oder 2 rechtzeitig verlangte Ausfertigungen übermittelt werden. 

(7) Mit einer elektronischen Anzeige gemäß Abs. 5 Z 2 vorgelegte Beilagen, die keine 

inhaltliche Einheit bilden, sind als getrennte Anhänge zu übermitteln. Beilagen sind mit einer 

Bezeichnung zu versehen, die ihren Inhalt zum Ausdruck bringt. Anzeige und Beilagen dürfen 

nur dann in gescannter Form eingebracht werden, wenn diese nicht in originär elektronischer 

Form zur Verfügung stehen. 

(8) Die Landesregierung kann durch Verordnung nähere Bestimmungen über die zur 

Beurteilung eines Vorhabens erforderlichen Pläne, Beschreibungen und Unterlagen sowie 

allfällige Anforderungen an Datenträger, Datenübermittlung und Datensicherheit erlassen. 

§ 7 

Benützung von Aufzügen 

(1) Die Fertigstellung der Ausführung des Vorhabens ist der Behörde schriftlich 

anzuzeigen. Wird innerhalb einer Frist von acht Wochen ab Einlangen der vollständigen und 

ordnungsgemäß belegten Anzeige die Benützung (Inbetriebnahme) nicht untersagt oder stellt 

die Behörde schon vor Ablauf dieser Frist fest, daß Untersagungsgründe nicht gegeben sind, 

darf der Aufzug benützt und in Betrieb genommen werden. Für eine allfällige Untersagung der 

Benützung (Inbetriebnahme) gelten § 44 Abs. 2 der O.ö. Bauordnung 1994 und § 5 Abs. 1 

letzter Satz. 

(2) Für die Benützung (Inbetriebnahme) von nach § 4 Abs. 4 und § 5 Abs. 3 errichteten 

Aufzügen gelten - je nach Art des Gebäudes, in das sie ein- oder an das sie angebaut wurden 

- die §§ 42 bis 44 der O.ö. Bauordnung 1994. 

(3) Der Anzeige nach Abs. 1 und 2 ist als Beleg ein Befund des Aufzugsprüfers über die 

erfolgte Abnahmeprüfung anzuschließen. Die Abnahmeprüfung hat sich auf die 

projektsgemäße Ausführung des Vorhabens, auf die Einhaltung der allenfalls 

vorgeschriebenen Bedingungen und Auflagen sowie auf die Übereinstimmung mit den 

Vorschriften gemäß § 3 und den baurechtlichen Bestimmungen, insbesondere dem § 3 des 

O.ö. Bautechnikgesetzes, zu beziehen. § 4 Abs. 3 letzter Satz und Abs. 5 bis 8 gelten 

sinngemäß.§ 4 Abs. 3 letzter Satz gilt sinngemäß. Die Landesregierung kann durch 

Verordnung den Inhalt der Abnahmeprüfung näher regeln. 

(4) Der Aufzug darf bis zur allfälligen Versagung der Benützungsbewilligung oder 

Erlassung eines Untersagungsbescheides provisorisch benützt werden, wenn ein 

mängelfreier Abnahmebefund vorliegt. 

§ 13 

Aufzugsprüfer 

(1) Die Landesregierung hat auf ihren Antrag Personen als Aufzugsprüfer zu bestellen, die 

eine praktische Verwendung (Abs. 3) und eine der folgenden Befähigungen nachweisen: 

 1. Befugnis eines Ingenieurkonsulenten oder Zivilingenieurs für Elektrotechnik oder für 

Maschinenbau und mindestens einjährige praktische Verwendung im Aufzugsbau oder 

 2. Zeugnis über die zweite Diplomprüfung der Studienrichtung Elektrotechnik oder der 

Studienrichtung Maschinenbau und mindestens zweijährige praktische Verwendung im 

Aufzugsbau oder 
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 3. Zeugnis über den erfolgreichen Besuch einer Höheren Technischen Lehranstalt 

elektrotechnischer oder maschinenbautechnischer Richtung oder einer Sonderform 

dieser Lehranstalten und mindestens dreijährige praktische Verwendung im 

Aufzugsbau. 

(2) Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes gilt 

das Oö. Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz (Oö. BAG), soweit nicht in diesem 

Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist. Als jedenfalls ausreichend werden Diplome, 

Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise angesehen, aus denen hervorgeht, 

dass die Inhaberin oder der Inhaber ein mindestens dreijähriges Studium oder ein dieser 

Dauer entsprechendes Teilzeitstudium an einer Universität, einer Hochschule oder einer 

anderen Ausbildungseinrichtung mit gleichwertigem Niveau absolviert hat, wenn gleichzeitig 

eine mindestens einjährige praktische Verwendung im Aufzugsbau nachgewiesen wird. 

Näheres über die Feststellung der Gleichwertigkeit, die allenfalls notwendigen 

Anpassungslehrgänge und Eignungsprüfungen sowie das dabei einzuhaltende Verfahren 

kann die Landesregierung durch Verordnung regeln. 

(3) Die praktische Verwendung im Aufzugsbau ist durch Nachweise über Tätigkeiten auf 

folgenden Gebieten zu erbringen: 

 1. Konstruktion und Bemessung mechanischer und elektrischer Anlagenteile, 

 2. Bearbeitung von Schaltplänen (Steuerungs-, Antriebs- und Regelungsbereiche, 

Sicherheitsstromkreise und dgl.) und 

 3. Einbau von Aufzügen im mechanischen und elektrotechnischen Bereich. 

Von der Vorlage der Nachweise der praktischen Verwendung im Aufzugsbau kann abgesehen 

werden, wenn diese auf andere Weise erbracht wird, gleichwertig ist und hierüber Nachweise 

erbracht werden, insbesondere durch Zeugnisse über qualifizierte Tätigkeiten auf dem Gebiet 

der Aufzugsprüfung unter Leitung eines Aufzugsprüfers. Näheres über den Nachweis der 

praktischen Verwendung kann die Landesregierung durch Verordnung regeln. 

(4) Der Aufzugsprüfer darf von Unternehmen, die sich mit dem Bau oder der 

Instandhaltung von Aufzügen befassen, nicht wirtschaftlich abhängig sein. 

(5) Bestellte Aufzugsprüfer sind von der Landesregierung in einem Verzeichnis zu führen, 

das auf der Internetseite des Landes zu veröffentlichenzur öffentlichen Einsichtnahme 

aufzulegen sowie jährlich in der Amtlichen Linzer Zeitung zu verlautbaren ist. Die Aufnahme 

in das Verzeichnis erfolgt über Antrag, dem die Erklärung beizufügen ist, daß sich der 

Antragsteller zur Einhaltung der nach diesem Landesgesetz dem Aufzugsprüfer obliegenden 

Aufgaben verpflichtet. Die Bestellung zum Aufzugsprüfer nach den Rechtsvorschriften des 

Bundes oder eines anderen Bundeslandes gilt als Bestellung nach diesem Landesgesetz. 

(6) Der Aufzugsprüfer kann jederzeit seine Streichung aus dem Verzeichnis beantragen, 

doch erfolgt die Entbindung von den übernommenen Pflichten jeweils erst, sobald für die 

weitere Betreuung der Aufzüge vorgesorgt ist. Aufzugsprüfer sind aus dem Verzeichnis zu 

streichen, wenn sie ihre Befugnis länger als zwei Jahre nicht ausgeübt oder gegen die Pflichten 

als Aufzugsprüfer verstoßen oder sich als nicht genügend sachkundig erwiesen haben. 

(7) Der Aufzugsprüfer hat ein jeweils aktuelles Verzeichnis der von ihm betreuten Aufzüge 

zu führen und dieses auf Verlangen der Behörde vorzulegen. Er ist weiters verpflichtet, über 

Auftrag der Behörde auch andere als die von ihm betreuten Aufzüge zu überprüfen. 
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(8) Der Aufzugsprüfer hat die Aufzüge, mit deren Überprüfung er betraut ist, persönlich zu 

überprüfen und im Fall seiner Verhinderung einen anderen Aufzugsprüfer mit der Überprüfung 

zu beauftragen. 

 

  



  Seite 9 

Landesgesetz, mit dem eine Bauordnung für Oberösterreich erlassen wird 

(Oö. Bauordnung 1994 - Oö. BauO 1994) 

 

II. HAUPTSTÜCK 

Bodenordnung 

1. Abschnitt 

Bauplätze 

§ 8 

Ersichtlichmachung im Grundbuch 

(1) Die Bauplatzeigenschaft eines oder mehrerer Grundstücke und die Daten des 

Bauplatzbewilligungsbescheides sind im Grundbuch ersichtlich zu machen. 

(2) Die Ersichtlichmachung hat im Fall des § 4 Abs. 2 auf Grund einer Anzeige der 

Baubehörde zu erfolgen, die innerhalb von zwei Wochen nach dem Eintritt der Rechtskraft der 

Bauplatzbewilligung beim zuständigen Grundbuchsgericht zu erstatten ist. 

(3) Die Ersichtlichmachung hat im Fall des § 4 Abs. 3 im Zuge der grundbücherlichen 

Durchführung der Teilung zu erfolgen, wobei die Baubehörde für die grundbücherliche 

Durchführung der Teilung im Bescheid eine angemessene Frist festzusetzen hat. Zu diesem 

Zweck hat der Antragsteller außer den für die grundbücherliche Durchführung der Teilung 

sonst noch erforderlichen Unterlagen die rechtskräftige Bauplatzbewilligungeine Ausfertigung 

der rechtskräftigen Bauplatzbewilligung dem Grundbuchsgericht vorzulegen und die 

Ersichtlichmachung gemäß Abs. 1 zu beantragen. Auf Verlangen der Baubehörde hat der 

Antragsteller die Ersichtlichmachung durch Vorlage des Gerichtsbeschlusses nachzuweisen. 

Erlangt die Baubehörde Kenntnis, daß die Ersichtlichmachung gemäß Abs. 1 im Zug der 

grundbücherlichen Durchführung der Teilung unterblieben ist, hat die Baubehörde den 

Grundeigentümer erforderlichenfalls mit Bescheid zur Ersichtlichmachung im Grundbuch zu 

veranlassen. 

(4) Die Ersichtlichmachung der Bauplatzeigenschaft im Grundbuch darf nur gelöscht 

werden, wenn die Bauplatzbewilligung erloschen ist (§ 7). Die Baubehörde hat umgehend das 

Erlöschen der Bauplatzbewilligung von Amts wegen beim zuständigen Grundbuchsgericht 

anzuzeigen und die Löschung der Ersichtlichmachung zu beantragen. Die Kosten für die 

Löschung hat die Baubehörde mit Bescheid dem Grundeigentümer vorzuschreiben. 

(5) Für Bauplätze im Sinn des § 3 Abs. 3 gelten die Abs. 1 bis 4 sinngemäß mit der 

Maßgabe, daß die Ersichtlichmachung auf Grund einer Anzeige der Baubehörde zu erfolgen 

hat und an die Stelle der Bauplatzbewilligung der allfällige Feststellungsbescheid nach § 3 

Abs. 3 letzter Satz, ansonsten aber das Anzeigeschreiben der Baubehörde tritt. 
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IV. HAUPTSTÜCK 

Baubewilligung, Bauanzeige und Bauausführung 

1. Abschnitt 

Baubewilligung, Bauanzeige und Ausnahme hievon 

§ 25a 

Anzeigeverfahren 

(1) Die Baubehörde hat innerhalb von acht Wochen ab Einlangen der vollständigen und 

ordnungsgemäß belegten Bauanzeige die Ausführung des Bauvorhabens zu untersagen, 

wenn 

 1. Abweisungsgründe im Sinn des § 30 Abs. 6 Z 1 oder des § 35 Abs. 1 Z 3 vorliegen oder 

 2.  offensichtliche Abweisungsgründe im Sinn des § 30 Abs. 6 Z 2 festgestellt werden 

oder 

 3. das angezeigte Bauvorhaben einer Bewilligung nach § 24 Abs. 1 bedarf oder 

 4. bei Windkraftanlagen gemäß § 25 Abs. 1 Z 7 die im § 12 Abs. 2 

Oö. Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz 2006 festgelegten 

Abstandsbestimmungen nicht eingehalten werden. 

Die Untersagungsfrist ist gewahrt, wenn die Baubehörde den Bescheid am letzten Tag der 

achtwöchigen Frist nachweisbar abfertigt, z. B. der Post zur Zustellung übergibt. 

(1a) Soweit sie Abweisungsgründe gemäß Abs. 1 Z 2 feststellt, kann die Baubehörde 

anstelle der Untersagung innerhalb der im Abs. 1 genannten Frist für das Bauvorhaben mit 

Bescheid Auflagen oder Bedingungen (§ 35 Abs. 2) vorschreiben, wenn dadurch 

 1. die festgestellten Abweisungsgründe entfallen und 

 2. - soweit es sich um Bauvorhaben nach § 24a handelt - subjektive Nachbarrechte im 

Sinn des § 31 Abs. 4 bis 6 nicht nachteilig berührt werden. 

(1b) Die Baubehörde kann weiters bei anzeigepflichtigen Bauvorhaben gemäß § 25 Abs. 1 

Z 1, 2 und 4 bis 15 mit Bescheid die Bestellung eines Bauführers oder einer Bauführerin (§ 40) 

und eine Befundausstellung durch diesen oder diese auftragen, soweit dies auf Grund der 

Verwendung, Größe, Lage, Art oder Umgebung des Bauvorhabens erforderlich ist; für den 

vom Bauführer oder von der Bauführerin auszustellenden und von dem oder der Anzeigenden 

der Baubehörde vorzulegenden Befund gilt § 43 Abs. 2 Z 1. 

(2) Wird innerhalb der im Abs. 1 genannten Frist die Ausführung des Bauvorhabens nicht 

untersagt oder teilt die Baubehörde dem Anzeigenden schon vorher schriftlich mit, daß eine 

Untersagung der Bauausführung nicht beabsichtigt ist, darf mit der Bauausführung begonnen 

werden. Im Fall der Vorschreibung von Auflagen oder Bedingungen nach Abs. 1a darf mit der 

Bauausführung jedoch erst nach Rechtskraft des diesbezüglichen Bescheids begonnen 

werden. 

(3) Ergeht eine schriftliche Mitteilung nach Abs. 2 erster Satz oder wird innerhalb der im 

Abs. 1 genannten Frist die Bauausführung nicht untersagt, hat die Baubehörde bei 

Bauvorhaben nach § 24a den Bauplan mit dem Vermerk „Baufreistellung“ zu versehen, diesen 

zu datieren und zu unterfertigen und den mit diesem Vermerk versehenen Bauplanmindestens 

eine mit diesem Vermerk versehene Ausfertigung des Bauplans dem Anzeigenden 

zurückzustellen. Im Fall der Vorschreibung von Auflagen oder Bedingungen nach Abs. 1a ist 
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der Bauplandie Ausfertigung des Bauplans jedoch erst nach Rechtskraft des diesbezüglichen 

Bescheids zurückzustellen. Überdies ist in diesem Fall der Vermerk „Baufreistellung“ durch 

einen entsprechenden Hinweis auf den Bescheid zu ergänzen. 

(4) Für die Wirksamkeit der Bauanzeige und für deren Erlöschen gilt § 38 Abs. 1 bis 4 und 

7 sinngemäß mit der Maßgabe, daß die dreijährige Frist mit Ablauf der im Abs. 1 genannten 

Frist, mit Rechtskraft des Bescheids nach Abs. 1a oder mit der Zustellung einer schriftlichen 

Mitteilung nach Abs. 2 zu laufen beginnt. 

(5) Im Übrigen gilt für anzeigepflichtige Bauvorhaben Folgendes: 

 1. für Bauvorhaben gemäß nach § 24a gelten alle Vorschriften über vergleichbare 

bewilligungspflichtige Bauvorhaben sinngemäß, ausgenommen die §§ 32 bis 35, 

 2. für Bauvorhaben nach § 25 Abs. 1 gelten die Vorschriften der §§ 36, 38, 39, 41, 46 bis 

49 und 50 Abs. 6 sowie § 37b Oö. Raumordnungsgesetz 1994 sinngemäß, für 

Bauvorhaben nach § 25 Abs. 1 Z 3 lit. b zusätzlich § 40; 

 3. für Bauvorhaben nach § 24a gelten die §§ 19 bis 21 über den Verkehrsflächenbeitrag 

sinngemäß mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Baubewilligung der Vermerk über 

die Baufreistellung auf dem Bauplan tritt.  

§ 33 

Übergangene Parteien 

(1) Parteien, die vor oder bei der Bauverhandlung keine Einwendungen erheben konnten, 

weil sie zu dieser Verhandlung entgegen § 32 Abs. 1 nicht geladen wurden, gelten als 

übergangene Parteien. 

(2) Je nach dem Stand des Baubewilligungsverfahrens sind übergangene Parteien auf 

ihren Antrag hin in dieses Verfahren wie folgt nachträglich einzubeziehen: 

 1. bis zur Erlassung des Bescheides der Baubehörde durch Gewährung des 

Parteiengehörs zum Baubewilligungsantrag und zum Ergebnis des hierüber bereits 

durchgeführten Ermittlungsverfahrens; 

 2. nach Erlassung des Baubewilligungsbescheides durch Zustellung des Bescheidseiner 

Bescheidausfertigung. 

(3) Im Rahmen des Parteiengehörs (Abs. 2 Z 1) können übergangene Parteien alles 

vorbringen, was sie ansonsten bis zur oder bei der Bauverhandlung gegen das Bauvorhaben 

einzuwenden berechtigt gewesen wären. Übergangene Parteien haben jedoch keinen 

Rechtsanspruch auf Wiederholung der mündlichen Bauverhandlung. 

(4) Das Recht nach Abs. 2 Z 2 erlischt mit Ablauf eines Jahres ab dem Beginn der 

Bauausführung (§ 39 Abs. 1) des gegenüber den anderen Verfahrensparteien rechtskräftig 

bewilligten Bauvorhabens. 

(5) Ein Nachbar, der glaubhaft macht, dass er durch ein unvorhergesehenes oder 

unabwendbares Ereignis verhindert war, rechtzeitig Einwendungen zu erheben, und den kein 

Verschulden oder nur ein minderer Grad des Versehens trifft, kann binnen zwei Wochen nach 

dem Wegfall des Hindernisses, jedoch spätestens bis zum Zeitpunkt der rechtskräftigen 

Entscheidung über den Baubewilligungsantrag bei der Baubehörde Einwendungen erheben. 

Solche Einwendungen gelten als rechtzeitig erhoben und sind von der Baubehörde zu 

berücksichtigen. 



  Seite 12 

(6) Wenn der Baubewilligungsbescheid entgegen § 32 Abs. 7 unter Entfall der 

Bauverhandlung erlassen wurde, obwohl ein Nachbar nicht mittels Unterschrift auf dem 

Bauplan erklärt hat, gegen das Bauvorhaben keine Einwendungen zu erheben, gelten für 

solche Personen Abs. 2 Z 2 sowie Abs. 3 und 4 sinngemäß. 

§ 35 

Entscheidung über den Baubewilligungsantrag 

(1) Die Baubehörde hat über den Antrag gemäß § 28 einen schriftlichen Bescheid zu 

erlassen. Sofern nicht eine Zurückweisung oder eine Abweisung nach § 30 zu erfolgen hat, ist 

die beantragte Baubewilligung zu erteilen, wenn 

 1. die erforderliche Zustimmung des Grundeigentümers oder der Grundeigentümerin 

vorliegt, 

 2. das Bauvorhaben in allen seinen Teilen den Bestimmungen des 

Flächenwidmungsplans und des Bebauungsplans sowie sonstigen baurechtlichen 

Vorschriften nicht widerspricht und 

 3. das Bauvorhaben auf Grund seiner Nähe zu einem bestehenden Betrieb im Sinn der 

Seveso III-Richtlinie das Risiko eines schweren Unfalls im Hinblick auf die menschliche 

Gesundheit weder vergrößern noch die Folgen eines solchen Unfalls im Hinblick auf 

die menschliche Gesundheit verschlimmern kann. 

Andernfalls ist die beantragte Baubewilligung zu versagen. Im Fall des Abbruchs von 

Gebäuden oder Gebäudeteilen ist die Baubewilligung auch zu versagen, wenn dessen 

Instandhaltung oder Instandsetzung wirtschaftlich vertretbar ist und an der Erhaltung des 

Gebäudes oder Gebäudeteils wegen seiner Bedeutung für das charakteristische Gepräge 

eines erhaltenswerten Orts- und Landschaftsbilds ein öffentliches Interesse besteht; dies gilt 

auch für die Untersagung der Ausführung eines nach § 25 Abs. 1 Z 12 bloß anzeigepflichtigen 

Abbruchs. Umfaßt ein Baubewilligungsantrag mehrere bewilligungspflichtige Bauvorhaben, ist 

über jedes dieser Bauvorhaben zu entscheiden. 

(1a) Öffentlich-rechtliche Einwendungen der Nachbarn, die im Baubewilligungsverfahren 

zu berücksichtigen sind, stehen der Erteilung einer Baubewilligung entgegen, wenn sie 

sachlich gerechtfertigt sind. Kann solchen öffentlich-rechtlichen Einwendungen durch 

Auflagen oder Bedingungen entsprochen werden, sind diese vorzuschreiben. 

(2) Bei der Erteilung der Baubewilligung sind die nach baurechtlichen Vorschriften im 

Interesse der Sicherheit, der Festigkeit, des Brandschutzes, der Wärmedämmung und des 

Wärmeschutzes, der effizienten Energienutzung, der Schalldämmung und des 

Schallschutzes, der Gesundheit, der Hygiene, des Unfallschutzes, der Bauphysik, des 

Umweltschutzes sowie des Orts- und Landschaftsbildes in jedem einzelnen Fall erforderlichen 

Auflagen oder Bedingungen 

 1. für das Bauvorhaben selbst, 

 2. für die Ausführung des Bauvorhabens und 

 3. für die Erhaltung und die Benützung des auf Grund der Baubewilligung ausgeführten 

Bauvorhabens 

vorzuschreiben. 

(3) Die Erteilung der Baubewilligung kann auch unter der Auflage und Bedingung erfolgen, 

daß bestehende bauliche Anlagen abgetragen werden müssen. Weiters kann die Baubehörde 
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bei der Erteilung der Baubewilligung dem Bauwerber auftragen, wegen besonderer 

technischer Anforderungen bei der Ausführung des Bauvorhabens (etwa hinsichtlich statischer 

Berechnungen bei Hochbauten) zur Überwachung der Bauausführung eine besondere 

sachverständige Person beizuziehen. Die Baubehörde hat, soweit dies auf Grund der 

Verwendung, Größe, Lage, Art oder Umgebung des Bauvorhabens erforderlich ist, jedenfalls 

zur Überwachung der Herstellung der tragenden Bauteile die Beiziehung einer gesetzlich dazu 

befugten Person aufzutragen. 

(4) Ist die öffentliche Verkehrsfläche, an der der Bauplatz liegt, noch nicht hergestellt, ist 

bei der Erteilung der Baubewilligung vorzuschreiben, daß mit der Bauausführung erst 

begonnen werden darf, wenn die öffentliche Verkehrsfläche hergestellt ist oder zumindest eine 

für das Bauvorhaben ausreichende, mindestens drei Meter breite provisorische Zufahrt zur 

Verfügung steht. Im übrigen sind bei der Erteilung der Baubewilligung die im Interesse einer 

ausreichenden verkehrsgerechten Verbindung mit dem öffentlichen Straßennetz 

erforderlichen Auflagen oder Bedingungen über Verlauf, Breite und Höhenlage von privaten 

Zufahrten und Zugängen vorzuschreiben; dabei ist auf die Erfordernisse der 

Verkehrssicherheit, der Brandbekämpfung und auf die ortsübliche Beschaffenheit ähnlicher 

Anlagen Bedacht zu nehmen. 

(5) Für bauliche Anlagen, die nur vorübergehenden Zwecken dienen, ist die 

Baubewilligung nur auf Widerruf oder für einen fünf Jahre nicht übersteigenden Zeitraum zu 

erteilen. 

(6) Wird das Bauvorhaben bewilligt, hat die Baubehörde nach dem Eintritt der Rechtskraft 

des Baubewilligungsbescheides den Bauplan mit einem Bewilligungsvermerk zu versehen und 

den mit diesem Vermerk versehenen Bauplaneine mit diesem Vermerk versehene 

Ausfertigung des Bauplans dem Bauwerber zurückzustellen. 

2. Abschnitt 

Bauausführung 

§ 40 

Bauführer, Beiziehung besonderer sachverständiger Personen 

(1) Der Bauwerber (Bauherr) hat sich zur Ausführung von Bauvorhaben, die 

 1. gemäß § 24 Abs. 1 Z 1, 2 und 4 bewilligungspflichtig sind und nicht durch Verordnung 

der Landesregierung von der Bewilligungspflicht ausgenommen wurden, 

 2. gemäß § 24 Abs. 2 Z 1 durch Verordnung der Landesregierung der Bewilligungspflicht 

unterworfen wurden, sofern es die Landesregierung in dieser Verordnung bestimmt hat, 

einer gesetzlich dazu befugten Person zu bedienen (Bauführer) und diese Person vor Beginn 

der Bauausführung der Baubehörde anzuzeigen. Ein Wechsel in der Person des Bauführers 

ist vom Bauherrn unverzüglich der Baubehörde anzuzeigen. 

(2) Bauführer ist derjenige, der 

 1. das Bauvorhaben zur Gänze oder in Teilen (Bauabschnitte) über Auftrag des Bauherrn 

als Unternehmer ausführt, 

 2. die Aufsicht über die im Rahmen von Eigenleistungen des Bauherrn erbrachten 

Arbeiten einschließlich der sogenannten Nachbarschaftshilfe führt oder 

 3. das Bauvorhaben durch gesetzlich dazu befugte Personen ausführen läßt. 
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Die Bauführerin oder der Bauführer muss gewerberechtlich oder als Ziviltechnikerin oder 

Ziviltechniker zur Planung des Bauvorhabens und zur Übernahme der Bauleitung befugt sein. 

(3) Der Bauführer hat für die bewilligungsgemäße und fachtechnische Ausführung des 

Bauvorhabens, insbesondere für die Tauglichkeit der verwendeten Baustoffe und 

Konstruktionen, für die erforderlichen Abschrankungen und sonstigen 

Sicherheitsvorkehrungen sowie überhaupt für die Einhaltung aller Vorschriften, die sich auf die 

Bauausführung beziehen, zu sorgen. Seine Verantwortlichkeit wird durch die Baubewilligung, 

durch die Nichtuntersagung der Bauausführung und durch die baubehördliche Überprüfung 

nicht eingeschränkt. Die Verantwortlichkeit des Bauführers besteht nur gegenüber der 

Baubehörde; die zivilrechtliche Haftung bleibt unberührt. 

(4) Der Bauführer hat außer den allenfalls im Bewilligungsbescheid gesondert 

vorgeschriebenen Anzeigen der Baubehörde vor Beginn der Bauausführung den Zeitpunkt 

des Baubeginns anzuzeigen. 

(5) Legt der Bauführer die Bauführung zurück oder wird ihm die Bauführung durch den 

Bauherrn entzogen, hat der Bauführer dies unverzüglich der Baubehörde anzuzeigen. Bis zur 

Bestellung eines neuen Bauführers durch den Bauherrn ist die weitere Bauausführung 

einzustellen; allenfalls erforderliche Sicherungsvorkehrungen sind durch den bisherigen 

Bauführer zu treffen. Der neue Bauführer hat vor der Übernahme der Bauführung den 

genehmigten Bauplan bei der Baubehörde zu unterfertigen. 

(6) Wird gemäß § 35 Abs. 3 dem Bauwerber die Beiziehung einer besonderen 

sachverständigen Person aufgetragen, gelten für die beigezogene Person die Bestimmungen 

der Abs. 1, 3 und 5 sinngemäß. 

(7) Die Baubehörde hat dem Bauführer auf Antrag den Baubewilligungsbescheideine 

Ausfertigung des Baubewilligungsbescheides gegen Kostenersatz zuzustellen; eine 

Parteistellung im Baubewilligungsverfahren wird dadurch nicht begründet. 

VI. HAUPTSTÜCK 

Grundbuchseintragungen, dingliche Bescheidwirkung, Verlängerung von Fristen 

§ 53 

Dingliche Bescheidwirkung, Verlängerung von Fristen 

(1) Allen Bescheiden nach diesem Landesgesetz - ausgenommen denjenigen nach § 57 - 

kommt insofern eine dingliche Wirkung zu, als daraus erwachsende Rechte auch vom 

Rechtsnachfolger des Bauberechtigten oder des Eigentümers des Baugrundes oder 

Bauwerkes geltend gemacht werden können und daraus erwachsende Pflichten auch von 

diesem Rechtsnachfolger zu erfüllen sind. Der Rechtsvorgänger ist verpflichtet, dem 

Rechtsnachfolger alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen und alle bezüglichen Unterlagen zu 

übermittelnauszuhändigen. 

(2) Sofern in diesem Landesgesetz die Verlängerung einer Frist über Antrag vorgesehen 

ist, ist der Antrag auf Fristverlängerung vor Ablauf der Frist bei der zur Verlängerung 

zuständigen Behörde einzubringen. Ein rechtzeitig bei der zuständigen Behörde eingebrachter 

Antrag auf Fristverlängerung hemmt den weiteren Ablauf der Frist bis zur Entscheidung über 

den Verlängerungsantrag. 

  



  Seite 15 

Landesgesetz über die bautechnischen Anforderungen an Bauwerke und Bauprodukte 

(Oö. Bautechnikgesetz 2013 - Oö. BauTG 2013) 

 

6. HAUPTSTÜCK 

UMSETZUNG DER VEREINBARUNG GEMÄSS ART. 15A B-VG ÜBER DIE 

ZUSAMMENARBEIT IM BAUWESEN SOWIE DIE BEREITSTELLUNG VON 

BAUPRODUKTEN AUF DEM MARKT UND DEREN VERWENDUNG SOWIE DER 

VEREINBARUNG GEMÄSS ART. 15A B-VG ÜBER DIE MARKTÜBERWACHUNG VON 

BAUPRODUKTEN 

4. Abschnitt 

Bauprodukte, für die harmonisierte technische Spezifikationen nicht vorliegen 

§ 60 

Baustoffliste ÖA 

(1) In der Baustoffliste ÖA sind für die einzelnen Bauprodukte festzulegen: 

 1. die von ihnen zu erfüllenden nationalen Regelwerke oder 

 2. das Erfordernis einer Bautechnischen Zulassung (§ 68), sofern dies auf Grund der 

Bedeutung eines Bauprodukts für eine oder mehrere Grundanforderungen an 

Bauwerke und den damit verbundenen Risken, insbesondere hinsichtlich Gesundheit 

oder Sicherheit von Personen, erforderlich ist. 

(2) Weiters können erforderlichenfalls bezogen auf die einzelnen Bauprodukte festgelegt 

werden: 

 1. der Verwendungszweck; 

 2. Klassen und Stufen; 

 3. die Geltungsdauer der Produktregistrierung (§ 61); 

 4. Maßnahmen nach Abs. 3. 

(3) In der Baustoffliste ÖA ist unbeschadet der Bestimmungen des für das Bauprodukt 

maßgeblichen Regelwerks unter Berücksichtigung der Sicherheit oder der Besonderheiten 

des Produktionsverfahrens erforderlichenfalls festzulegen: 

 1. die Erstprüfung des Bauprodukts durch eine hiefür akkreditierte Stelle; 

 2. die Überwachung der werkseigenen Produktionskontrolle durch eine hiefür 

akkreditierte Stelle. 

(4) In jedem Fall muss durch eine werkseigene Produktionskontrolle eine gleichbleibende 

Qualität des Bauprodukts sichergestellt sein. 

(5) Das Österreichische Institut für Bautechnik hat die Baustoffliste ÖA durch Verordnung 

festzulegen. Vor der Erlassung der Verordnung ist die Wirtschaftskammer Österreich 

anzuhören. Die Erlassung der Verordnung bedarf der Zustimmung der Landesregierung. Die 

Baustoffliste ÖA ist in den "Mitteilungen des Österreichischen Instituts für Bautechnik" 

kundzumachen. Beim genannten Institut sowie beim Amt der Landesregierung ist die 

öffentliche Einsicht zu ermöglichen.Sie ist beim genannten Institut sowie beim Amt der 

Landesregierung zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Auf die Kundmachung sowie die 

Auflage der Verordnung ist auf der Homepage des Landes Oberösterreich hinzuweisen. 
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§ 62 

Verfahren der Registrierung 

(1) Die Registrierungsstelle (§ 63 Abs. 1) hat auf Grund eines schriftlichen Antrags und 

auf Basis der erforderlichen Unterlagen, insbesondere der Prüfzeugnisse und 

Überwachungsberichte, die Erfüllung der Anforderungen dieses Landesgesetzes sowie die 

Übereinstimmung des Bauprodukts mit den Bestimmungen der Baustoffliste ÖA (§ 60) zu 

prüfen. 

(2) Bei Erfüllung der Voraussetzungen des § 61 Abs. 2 hat die Registrierungsstelle die 

Registrierungsbescheinigung auszustellen (Registrierung) und eine Ausfertigung der 

registerführenden Stelle (§ 63 Abs. 2) zu übermitteln. 

(3) Liegen die Voraussetzungen des § 61 Abs. 2 nicht vor, ist dies der antragstellenden 

Partei formlos mitzuteilen. Auf ihr Verlangen ist der Antrag auf Registrierung mit Bescheid 

abzuweisen. 

§ 66 

Baustoffliste ÖE 

(1) In der Baustoffliste ÖE sind für einzelne Bauprodukte oder Gruppen von Bauprodukten 

die von ihnen zu erfüllenden Anforderungen für die Verwendung festgelegt. Dabei können 

insbesondere, bezogen auf die einzelnen Bauprodukte und gegebenenfalls in Abhängigkeit 

vom Verwendungszweck, festgelegt werden: 

 1. die anzuwendende harmonisierte technische Spezifikation (harmonisierte Norm oder 

Europäisches Bewertungsdokument); 

 2. die wesentlichen Merkmale, für die eine Leistung anzugeben ist; 

 3. die zu erfüllende Leistung des Bauprodukts nach Stufen, Klassen oder in einer 

Beschreibung; 

 4. Leistungsanforderungen und Verwendungsbestimmungen im Zusammenhang mit 

Vorschriften, die außerhalb des Anwendungsbereichs der Verordnung (EU) 

Nr. 305/2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von 

Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates, ABl. Nr. L 88 

vom 4.4.2011, S 5, liegen; 

 5. das Erfordernis der Erlangung einer Bautechnischen Zulassung (§ 68) mit den darin 

festzulegenden Verwendungsbestimmungen, sofern dies auf Grund der Bedeutung 

eines Bauprodukts für eine oder mehrere Grundanforderungen an Bauwerke und den 

damit verbundenen Risken, insbesondere hinsichtlich Gesundheit oder Sicherheit von 

Personen, erforderlich ist. 

(2) Das Österreichische Institut für Bautechnik hat die Baustoffliste ÖE durch Verordnung 

festzulegen. Vor der Erlassung der Verordnung ist die Wirtschaftskammer Österreich 

anzuhören. Die Erlassung der Verordnung bedarf der Zustimmung der Landesregierung. Die 

Baustoffliste ÖE ist in den "Mitteilungen des Österreichischen Instituts für Bautechnik" 

kundzumachen. Beim genannten Institut sowie beim Amt der Landesregierung ist die 

öffentliche Einsicht zu ermöglichen.Sie ist beim genannten Institut sowie beim Amt der 

Landesregierung zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Auf die Kundmachung sowie die 

Auflage der Verordnung ist auf der Homepage des Landes Oberösterreich hinzuweisen.  
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Landesgesetz über die Erhaltung und den Schutz des Bodens vor schädlichen 

Einflüssen sowie über die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln 

(Oö. Bodenschutzgesetz 1991) 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

VIII. ABSCHNITT: Vollziehung, Administrativbestimmungen 

§ 41 Behörde 

§ 41a Form der Anträge 

§ 41b Automationsunterstützte Datenverarbeitung 

§ 42 Überwachung; Auskunftspflicht, Zutrittsrecht 

§ 43 Sofortmaßnahmen 

§ 44 Faktische Amtshandlung 

§ 45 Klärschlammregister; Verarbeitung personenbezogener Daten 

§ 46 Anerkennung von Untersuchungsstellen 

§ 47 Fachbeirat für Bodenschutz 

§ 48 Erlassung von Verordnungen, Anhörungsrechte 

II. ABSCHNITT 

Klärschlamm und Kompost 

§ 9 

Abgabe von Klärschlamm 

(1) Die Abgabe von Klärschlamm zur Ausbringung auf Böden ist nur gestattet, wenn sie 

unmittelbar vom Betreiber der Abwasserreinigungsanlage an den Nutzungsberechtigten der 

Ausbringungsfläche oder dessen Beauftragten erfolgt. 

(2) Betreiber von Abwasserreinigungsanlagen haben vor der Abgabe von Klärschlamm 

zur Ausbringung auf Böden dem Abnehmer eine Ausfertigung der Eignungsbescheinigung 

einschließlich der Analysedaten auszufolgen. 

(3) Bei jeder Abgabe von Klärschlamm zur Ausbringung auf Böden hat die Betreiberin oder 

der Betreiber der Abwasserreinigungsanlage eine Abgabebestätigung auszustellen. Die oder 

der Nutzungsberechtigte der Ausbringungsfläche oder deren oder dessen Beauftragte oder 

Beauftragter erhält ebenfalls eine Abgabebestätigung; der Landesregierung ist die 

Abgabebestätigung innerhalb von zwei Monaten zu übermitteln. 

(3) Bei jeder Abgabe von Klärschlamm zur Ausbringung auf Böden hat der Betreiber der 

Abwasserreinigungsanlage eine Abgabebestätigung in dreifacher Ausfertigung auszustellen. 

Die erste Ausfertigung verbleibt beim Betreiber der Anlage; die zweite Ausfertigung ist dem 

Nutzungsberechtigten der Ausbringungsfläche oder dessen Beauftragten auszuhändigen; die 

dritte Ausfertigung ist innerhalb von zwei Monaten der Landesregierung zu übermitteln. 

(4) Die Abgabebestätigung hat jedenfalls zu enthalten: 

 1. die Bezeichnung der Abwasserreinigungsanlage und der jeweiligen 

Klärschlammlagerstätte, in welcher der Klärschlamm angefallen ist; 

 2. Name und Anschrift des Abnehmers und des Transporteurs; 



  Seite 18 

 3. die abgegebene Klärschlammmenge in Kubikmeter und Kilogramm-Trockensubstanz, 

in den Fällen des § 5 Abs. 1 zweiter Satz auch die anzurechnende 

Ausbringungsmenge; 

 4. die Bezeichnung der Ausbringungsfläche unter Angabe des Datums der letzten 

Bodenuntersuchung (§ 4); 

 5. das Datum der Abgabe und die Unterschriften des Betreibers der 

Abwasserreinigungsanlage, des Abnehmers und des Transporteurs. 

§ 11 

Ausbringungsbeschränkung 

(1) Soweit in staatsrechtlichen Vereinbarungen gemäß Art. 15a B-VG oder in 

Staatsverträgen nicht anderes vereinbart ist, darf auf Böden nur Klärschlamm ausgebracht 

werden, der in einer in Oberösterreich gelegenen Abwasserreinigungsanlage angefallen ist. 

Die Behörde hat im Einzelfall auf Antrag des Nutzungsberechtigten der Ausbringungsfläche 

mit Bescheid Ausnahmen von diesem Grundsatz zu bewilligen, wenn der auszubringende 

Klärschlamm im Sinn des § 3 Abs. 2 für die Ausbringung geeignet ist und der Antragsteller 

unter Bedachtnahme auf § 5 über eine geeignete Ausbringungsfläche verfügt. 

(2) Die Eignung im Sinne des Abs. 1 ist durch ein Gutachten einer anerkannten 

Untersuchungsstelle (§ 46) nachzuweisen, der Ausstellungszeitpunkt des Gutachtens darf im 

Zeitpunkt der Antragstellung nicht mehr als drei Monate zurückliegen. 

(3) Der Antrag gemäß Abs. 1 hat Folgendes zu enthalten: 

 1. die Bezeichnung der nicht in Oberösterreich gelegenen Abwasserreinigungsanlage, 

von der der Klärschlamm bezogen werden soll; 

 2. die beabsichtigte Ausbringungsmenge in Kubikmeter und Kilogramm-

Trockensubstanz; 

 3. die Bezeichnung der Ausbringungsfläche (Grundstücksnummer, Katastralgemeinde 

und Grundstücksgröße) unter Angabe des Datums der letzten Bodenuntersuchung 

(§ 4); 

 4. das aktuelle Untersuchungszeugnis des Klärschlamms sowie die Ergebnisse der 

dazugehörigen Bodenuntersuchung. 

(4) Innerhalb einer Frist von einem Monat nach Ausbringung des Klärschlamms hat der 

Nutzungsberechtigte der Ausbringungsfläche eine Bestätigung der nicht in Oberösterreich 

gelegenen Abwasserreinigungsanlage, soweit technisch möglich, elektronisch zu 

erbringenvorzulegen, in der 

 1. die abgegebene Klärschlammmenge und 

 2. das Abgabedatum des Klärschlamms 

bestätigt wird. 

(5) Der Bescheid nach Abs. 1 ist von der Behörde innerhalb eines Monats nach 

Antragstellung zu erlassen und tritt ein Jahr nach Rechtskraft des Bescheides außer Kraft; im 

Bescheid ist auf das Außerkrafttreten hinzuweisen. 
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IV. ABSCHNITT 

Pflanzenschutz 

§ 19 

Überprüfung der Pflanzenschutzgeräte 

(1) Die Landesregierung hat zum Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen, 

nicht schädlichen Lebewesen oder der Umwelt durch Verordnung nähere Vorschriften über 

die regelmäßige Überprüfung der Funktionstüchtigkeit von Pflanzenschutzgeräten durch 

Prüforgane (Abs. 2) zu erlassen; dabei ist insbesondere zu regeln: 

 1. die Voraussetzungen, bei deren Erfüllung eine Person als zur Durchführung der 

Überprüfung geeignet zu gelten hat sowie - nach dem Stand der Technik - die 

Ausstattung, die in personeller und technischer Hinsicht für die Überprüfung erforderlich 

ist; 

 2. die gemäß Art. 8 der Richtlinie 2009/128/EG zu bemessenden Intervalle, innerhalb 

derer in Benützung stehende Pflanzenschutzgeräte zur Überprüfung vorzuführen sind; 

 3. Art und Umfang der durchzuführenden Prüfmaßnahmen einschließlich der zu 

prüfenden Geräteteile und -funktionen, insbesondere hinsichtlich der Einhaltung der 

vorgeschriebenen Aufwandmengen und der gleichmäßigen Verteilung; 

 4. der Mindestinhalt des vom Prüforgan über die durchgeführte Überprüfung und deren 

Ergebnis zu erstellenden schriftlichen Befundes (Prüfbefund) sowie Aussehen und 

Beschaffenheit der auf dem überprüften Pflanzenschutzgerät vom Prüforgan 

anzubringenden Begutachtungsplakette; 

 5. die für die Überprüfung zu entrichtenden Entgelte, die die anteiligen Kosten des 

notwendigen Aufwandes zuzüglich einer angemessenen Entschädigung des 

Prüforganes nicht übersteigen dürfen. 

(2) Die Behörde hat auf Antrag Personen, die den Voraussetzungen und 

Ausstattungserfordernissen im Sinne des Abs. 1 Z 1 entsprechen, als Prüforgane zu bestellen. 

Die Bestellung ist von der Behörde zu widerrufen, wenn einer ordnungsgemäßen Prüftätigkeit 

entgegenstehende Mängel trotz Aufforderung binnen festzusetzender, angemessener Frist 

nicht behoben wurden. 

(3) Die oder der das Pflanzenschutzgerät Vorführende erhält einen Prüfbefund (Abs. 1 

Z 4). Das Prüforgan hat den Prüfbefund (Abs. 1 Z 4) fünf Jahre lang aufzubewahren. Die 

Begutachtungsplakette (Abs. 1 Z 4) darf vom Prüforgan nur bei einem im Sinn des § 18c 

Abs. 1 positiven Ergebnis angebracht werden. 

(3) Eine Ausfertigung des Prüfbefundes (Abs. 1 Z 4) ist dem das Pflanzenschutzgerät 

Vorführenden zu übergeben, eine zweite Ausfertigung ist vom Prüforgan fünf Jahre lang 

aufzubewahren. Die Begutachtungsplakette (Abs. 1 Z 4) darf vom Prüforgan nur bei einem im 

Sinne des § 18c Abs. 1 positiven Ergebnis angebracht werden. 
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V. ABSCHNITT 

Bodenschutzprogramm; Bodenzustandsinformation 

§ 32 

Bodeninformationsbericht; Bodenentwicklungsprogramm 

(1) Die Landesregierung hat alle fünf Jahre ab Inkrafttreten dieses Landesgesetzes einen 

Bodeninformationsbericht zu erstellen, der dem Landtag jeweils bis zum 30. Juni des dem 

Berichtszeitraum nachfolgenden Jahres zur Kenntnis vorzulegen ist. Der 

Bodeninformationsbericht hat insbesondere zu enthalten: 

 - die Angaben über die nach diesem Landesgesetz durchgeführten 

Bodenuntersuchungen, Maßnahmen und Erhebungen, 

 - die Ergebnisse der Bodenuntersuchungen, 

 - die Ergebnisse der Untersuchung auf Bodendauerbeobachtungsflächen (§ 23) und 

 - die Bodenbilanz. 

(2) Gleichzeitig hat die Landesregierung dem Landtag auf der Grundlage des 

Bodeninformationsberichtes die zur Erhaltung des Bodens und zum Schutz oder zur 

Verbesserung der Bodengesundheit anzustrebenden Maßnahmen und Ziele in Form eines 

Bodenentwicklungsprogrammes vorzulegen. 

(3) Die Landesregierung hat den Bodeninformationsbericht und das Bodenentwicklungs-

programm auf der Internetseite des Landes zu veröffentlichen. 

VII. ABSCHNITT 

Förderung 

§ 39 

Voraussetzung der Förderung 

(1) Eine Förderung darf nur auf Antrag gewährt werden. Dem Antrag sind unter 

Berücksichtigung der Allgemeinen Förderungsrichtlinien des Landes Oberösterreich alle zur 

Beurteilung und Überprüfung der zu fördernden Maßnahme erforderlichen Unterlagen 

anzuschließen. Wurde eine Entschädigung gemäß § 29 gewährt, darf eine Förderung nicht 

gewährt werden. 

(2) Wird die Förderung gewährt, sind dem Förderungswerber unter Beschreibung des 

Vorhabens, für das die Förderung gewährt wird, die Art und der Umfang der Förderung, 

allenfalls die Flüssigmachung in Raten und der Zeitpunkt der Fälligkeit der Förderung 

schriftlich mitzuteilen. Bedingungen und Befristungen, die eine widmungsgemäße 

Verwendung der Förderungsmittel gewährleisten sollen, sind zulässig. 

(3) Liegen die Voraussetzungen für eine Förderung nicht vor, so ist dies dem 

Förderungswerber zusammen mit den Gründen, die der beantragten Förderung 

entgegenstehen, schriftlich mitzuteilen. 

(4) Ein Anspruch auf eine Förderung steht niemandem zu. 

(5) Nähere Bestimmungen über Förderungen von Maßnahmen im Interesse der Erhaltung, 

der Verbesserung oder der Wiederherstellung der Bodengesundheit können von der 

Landesregierung in Form von Förderungsrichtlinien oder Förderungsprogrammen erlassen 

werden. 
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VIII. ABSCHNITT 

Vollziehung, Administrativbestimmungen 

§ 41 

Behörde 

Behörde im Sinne dieses Landesgesetzes ist, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes 

festgelegt ist, die Bezirksverwaltungsbehörde.  

§ 41a 

Form der Anträge 

(1) Eine Bewilligung oder eine bescheidmäßige Feststellung ist bei der jeweiligen Behörde 

schriftlich zu beantragen. 

(2) Antrag, Pläne und Beschreibungen können der jeweiligen Behörde entweder physisch 

(in Papier) oder elektronisch übermittelt werden. Je nach dem gilt: 

 1. Im Fall einer physischen Einbringung kann die jeweilige Behörde je nach 

Erforderlichkeit innerhalb von zwei Wochen auch die Vorlage weiterer Ausfertigungen 

oder, sofern elektronisch verfügbar, auch die Übermittlung einer elektronischen 

Ausfertigung verlangen. 

 2. Im Fall der elektronischen Einbringung ist der jeweiligen Behörde von der 

antragstellenden Person mit der Antragstellung mitzuteilen, ob sie im 

Teilnehmerverzeichnis registriert ist und an der elektronischen Zustellung mit 

Zustellnachweis oder am Elektronischen Rechtsverkehr teilnimmt; erfolgt eine solche 

Mitteilung nicht, kann die Behörde je nach Erforderlichkeit innerhalb von zwei Wochen 

auch die Vorlage weiterer physischer Ausfertigungen verlangen; dasselbe gilt 

sinngemäß, wenn sich trotz ursprünglich gegenteiliger Mitteilung erst während des 

Verfahrens herausstellt, dass die antragstellende Person an der elektronischen 

Zustellung mit Zustellnachweis nicht teilnimmt. 

(3) Mit einem elektronischen Antrag gemäß Abs. 2 Z 2 vorgelegte Beilagen, die keine 

inhaltliche Einheit bilden, sind als getrennte Anhänge zu übermitteln. Beilagen sind mit einer 

Bezeichnung zu versehen, die ihren Inhalt zum Ausdruck bringt. Antrag und Beilagen dürfen 

nur dann in gescannter Form eingebracht werden, wenn diese nicht in originär elektronischer 

Form zur Verfügung stehen. 

(4) Der Antrag gilt nur dann als vollständig eingebracht, wenn allfällige von der jeweiligen 

Behörde gemäß Abs. 2 Z 1 oder 2 rechtzeitig verlangte Ausfertigungen übermittelt werden. 

(5) Die Landesregierung kann durch Verordnung nähere Bestimmungen über die zur 

Beurteilung eines Vorhabens erforderlichen Pläne und Beschreibungen sowie allfällige 

Anforderungen an Datenträger, Datenübermittlung und Datensicherheit erlassen. 

 

§ 41b 

Automationsunterstützte Datenverarbeitung 

(1) Die Behörden sind zu den Zwecken des Erhebens der Grundstücke und der 

betroffenen Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer und anders dinglich oder 

obligatorisch berechtigter Personen, der Ermittlung von Bodenqualitäten, der Überprüfung von 

Identitäten, der Ausstellung von Sachkundenachweisen und der Durchführung von 

Verwaltungsstrafverfahren zur Abfrage folgender Daten mittels automationsunterstützter 
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Datenverarbeitung für die Erfüllung der Aufgaben nach diesem Landesgesetz und zu deren 

weiteren Verarbeitung befugt: 

 1. aus dem Zentralen Melderegister: Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, 

Geschlecht, Staatsangehörigkeit und Wohnsitz; die Berechtigung zur Abfrage des 

Zentralen Melderegisters umfasst auch Verknüpfungsabfragen nach § 16a Abs. 3 

Meldegesetz 1991, 

 2. aus dem Grundbuch: Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Grundstücksnummer, 

Grundbuchs- und Einlagezahl, 

 3. aus der Digitalen Katastralmappe und den Grundstücksverzeichnissen: 

Grundstücksnummer, Grundbuchs- und Einlagezahl, 

 4. aus der digitalen Bodenschätzungskarte: Schätzungskartenlayer und 

Schätzungsreinbücher, 

 5. aus dem Firmenbuch und dem Unternehmensregister: die Stammdaten, Kennziffern 

und Identifikationsmerkmale sowie die vertretungs- und zeichnungsbefugten Personen, 

 6. aus den Beständen der Passbehörden: das aktuelle Lichtbild, ausgenommen das 

Lichtbild eines Reisepasses gemäß § 4a des Passgesetzes 1992, sofern in den 

Beständen der Passbehörden kein Lichtbild vorhanden ist, ist die antragstellende 

Person nach § 17 Abs. 5 Z 3 verpflichtet, das Lichtbild beizubringen, 

 7. aus dem Strafregister: Daten über nicht getilgte strafgerichtliche Verurteilungen, 

soweit vorhanden jeweils einschließlich der Verarbeitung der verschlüsselten 

bereichsspezifischen Personenkennzeichen (bPK) nach § 9 E-Government-Gesetz, wobei 

Näheres durch Verordnung der Oö. Landesregierung festgelegt werden kann. 

(2) Die automationsunterstützte Datenverarbeitung kann im Wege der jeweiligen 

Schnittstellen der registerführenden Stellen zum Register- und Systemverbund nach § 1 

Abs. 3 Z 2 iVm. § 6 Abs. 2 des Unternehmensserviceportalgesetzes erfolgen. 

§ 42 

Überwachung; Auskunftspflicht, Zutrittsrecht 

(1) Die Betreiber von Abwasserreinigungsanlagen, die Klärschlamm zur Ausbringung auf 

Böden abgeben, haben der Behörde, den Organen der Behörde bzw. den von der Behörde 

beauftragten Prüforganen 

 1. maßgebliche Betriebsstörungen oder Änderungen der Einzugsstruktur der 

Abwasserreinigungsanlage, die eine Beeinträchtigung der Qualität des Klärschlamms 

befürchten lassen, unverzüglich zu melden, 

 2. über alle Belange der Abwasserreinigungsanlage sowie des Klärschlamms und seiner 

Abgabe Auskünfte auch mündlich zu erteilen, 

 3. Einsicht in ihre allfälligen Unterlagen und Aufzeichnungen zu gewähren, 

 4. Zutritt zur Abwasserreinigungsanlage zu gewähren und 

 5. die Entnahme von Proben zur Untersuchung des Klärschlamms unentgeltlich zu 

gestatten, 

soweit dies für die Erfüllung der der Behörde nach diesem Landesgesetz obliegenden 

Aufgaben erforderlich ist. 

(2) Die Abnehmer bzw. Verwender von Klärschlamm, Kompost, Erde aus Abfällen oder 

anderen Düngemitteln sowie die Verwender von Pflanzenschutzmitteln haben der Behörde 
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 1. über alle Belange 

 a) der Abnahme und Ausbringung von Klärschlamm, Kompost, Erde aus Abfällen sowie 

anderer Düngemittel, 

 b) der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln sowie 

 c) der Bewirtschaftung der Ausbringungsflächen 

Auskünfte auch mündlich zu erteilen, 

 2. Einsicht in ihre nach diesem Landesgesetz zu führenden Aufzeichnungen zu gewähren, 

 3. Zutritt zu den Grundstücken, Ausbringungsflächen, Aufbewahrungsstätten von 

Pflanzenschutzmitteln, Pflanzenschutzgeräten sowie Düngemittellagerstätten zu 

gewähren und 

 4. die unentgeltliche Entnahme von Proben zur Untersuchung von Böden, Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und Pflanzenschutzmitteln zu gestatten, 

soweit dies für die Erfüllung der der Behörde nach diesem Landesgesetz obliegenden 

Aufgaben erforderlich ist. 

(3) Die Überwachung der Einhaltung dieses Landesgesetzes obliegt der Behörde. Sie 

kann zur Klärung fachlicher Fragen auch Sachverständige beiziehen, die nicht 

Amtssachverständige sind (z. B. Organe der Landwirtschaftskammer für Oberösterreich). 

(4) Betreiber von Abwasserreinigungsanlagen haben die vorgeschriebenen Nachweise 

(wie Eignungsbescheinigungen, Bodenuntersuchungszeugnisse und Abgabebestätigungen) 

zehn Jahre aufzubewahren und der Behörde auf Verlangen vorzulegen. 

(5) Die nach diesem Landesgesetz erforderliche Probennahme von Klärschlamm, 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und Pflanzenschutzmitteln sowie die amtswegige 

Bodenprobennahme hat durch fachkundige Organe der Behörde oder durch von der Behörde 

Beliehene zu erfolgen. Über die Probennahme ist ein Protokoll zu verfassen, daswobei je eine 

Ausfertigung der Untersuchungsstelle und dem Betreiber gemäß Abs. 1 bzw. der Person nach 

Abs. 2 zur Verfügung zu stellen ist. Ein Teil der Probe ist als Material für die Untersuchung zu 

verwenden, ein Teil ist von der Behörde zu verwahren und der restliche Teil ist dem Betreiber 

gemäß Abs. 1 bzw. der Person nach Abs. 2 zu Beweiszwecken als Gegenprobe 

zurückzulassen. Die Landesregierung kann durch Verordnung nähere Bestimmungen über die 

Probennahme und das Protokoll erlassen. 

(6) Die Organe der Behörde bzw. die Prüforgane haben bei den 

Überwachungsmaßnahmen auf größtmögliche Schonung des Bodens und seines Bewuchses 

Bedacht zu nehmen, jede Störung tunlichst zu vermeiden und, sofern dies mit dem Zweck der 

Überwachungsmaßnahmen vereinbar ist, die Eigentümer bzw. den Nutzungsberechtigten vor 

der Durchführung einer Maßnahme zeitgerecht in Kenntnis zu setzen. 

(7) Sofern Maßnahmen nach Abs. 5 oder Abs. 6 im Zusammenhang mit § 3 erforderlich 

sind, ist Behörde gemäß Abs. 5 oder Abs. 6 die Landesregierung. 

(8) Die Verpflichtungen gemäß § 42 Abs. 1 Z 2 bis 5 und Abs. 2 bestehen auch gegenüber 

Organen des Landesverwaltungsgerichts. Abs. 5 und 6 gilt sinngemäß. 

(9) Die nach diesem Landesgesetz vorgesehenen Aufzeichnungs- und 

Aufbewahrungspflichten können auch durch automationsunterstützte Datenverarbeitung erfüllt 

werden. 
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(10) Die nach diesem Landesgesetz vorgesehenen Übermittlungspflichten an Behörden 

können auch durch automationsunterstützte Datenverarbeitung erfüllt werden. § 41a gilt 

sinngemäß. 

§ 45 

Klärschlammregister; Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Die Landesregierung hat ein Klärschlammregister einzurichten, in dem Folgendes 

festzuhalten ist: 

 1. die von den Betreibern von Abwasserreinigungsanlagen abgegebenen Mengen an 

Klärschlamm; 

 2. die Zusammensetzung und Eigenschaften des nach diesem Landesgesetz 

untersuchten Klärschlamms in Bezug auf die im § 3 Abs. 7 einschließlich der 

Verordnung gemäß § 13 enthaltenen Stoffe und sonstigen Parameter sowie die Art der 

Behandlung des Klärschlamms; 

 3. Name und Anschrift der Nutzungsberechtigten, die Klärschlamm auf Böden 

ausgebracht haben, sowie die Grundstücksnummer. 

(2) Die Landesregierung kann durch Verordnung die näheren Bestimmungen über die 

Einrichtung des Klärschlammregisters sowie über die Aufbewahrung der ermittelten Daten zu 

erlassen. 

(3) Die mit der Vollziehung dieses Landesgesetzes betrauten Behörden sind zum Zweck 

der Wahrnehmung der ihnen nach diesem Landesgesetz übertragenen Aufgaben ermächtigt, 

die zu diesem Zweck erforderlichen personenbezogenen Daten aus dem Klärschlammregister 

abzufragen. Die Landesregierung ist ermächtigt, die zum Zweck der Erfüllung 

unionsrechtlicher Verpflichtungen erforderlichen personenbezogenen Daten auf Ersuchen an 

Einrichtungen des Bundes zu übermitteln. 

(4) Das Klärschlammregister ist von der Landesregierung der Öffentlichkeit für jedes 

Kalenderjahr innerhalb von acht Monaten nach Ablauf des betreffenden Kalenderjahres in 

einem den einschlägigen EU-Vorschriften entsprechenden konsolidierten Format leicht 

zugänglich auf der Internetseite des Landes zur Verfügung zu stellen; ebenso sind die Daten 

daraus der Europäischen Kommission auf elektronischem Weg zu übermitteln bzw. dem Bund 

oder Einrichtungen des Bundes für diesen Zweck zur Verfügung zu stellen. 
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Landesgesetz, mit dem das Oö. Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz 

2006 erlassen wird (Oö. ElWOG 2006) 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

2. TEIL 

ERRICHTUNG UND BETRIEB VON STROMERZEUGUNGSANLAGEN SOWIE 

PFLICHTEN DER STROMERZEUGER 

§  6 Bewilligungspflicht 

§  7 Antrag 

§  8 Parteien 

§  9 Nachbarn 

§ 10 Bewilligungsverfahren 

§ 11 Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie 

§ 12 Elektrizitätsrechtliche Bewilligung 

§ 13 Koordinierung der Verfahren 

§ 14 Nachträgliche Auflagen 

§ 15 Betriebseinstellung und Betriebsunterbrechung 

§ 16 Erlöschen der Bewilligung 

§ 17 Vorarbeiten 

§ 18 Betriebsbewilligung, Probebetrieb 

§ 19 Herstellung des gesetzmäßigen Zustands 

§ 20 Einstweilige Sicherheitsmaßnahmen 

§ 20a Automationsunterstützte Datenverarbeitung 

§ 21 Pflichten der Stromerzeuger 

§ 21a Kleinsterzeugungsanlagen 

2. TEIL 

ERRICHTUNG UND BETRIEB VON STROMERZEUGUNGSANLAGEN 

SOWIE PFLICHTEN DER STROMERZEUGER 

 

§ 7 

Antrag 

(1) Der Antrag auf Erteilung einer elektrizitätsrechtlichen Bewilligung ist schriftlich 

einzubringen. Dem Antrag ist ein von einer fachkundigen Person erstelltes Projekt in dreifacher 

Ausfertigung anzuschließen, das jedenfalls zu enthalten hat: 

 1. Eine technische Beschreibung mit Angaben über Standort, Zweck, Umfang, 

Betriebsweise und technische Ausführung der Stromerzeugungsanlage (einschließlich 

der Sicherheit der elektrischen Systeme, Anlagen und zugehörigen Ausrüstungen); 

 2. einen Übersichtsplan, einen Katasterplan, aus dem der Standort der 

Stromerzeugungsanlage und die betroffenen Grundstücke mit ihren Parzellennummern 

ersichtlich sind, sowie eine Kopie des betreffenden Auszugs aus dem 

Flächenwidmungsplan; 
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 2a. eine Bestätigung der Gemeinde, womit die Übereinstimmung des Vorhabens mit dem 

rechtswirksamen Flächenwidmungsplan nachgewiesen wird; 

 3. Lagepläne über Standort, Umfang und alle wesentlichen Teile der 

Stromerzeugungsanlage sowie über die Abstände von den öffentlichen 

Verkehrsflächen und den übrigen Nachbargrundstücken; 

 4. Schnitte der Gesamtanlage und der wesentlichen Anlagenteile; 

 5. die Namen und Anschriften der Eigentümer und der dinglich Berechtigten, 

ausgenommen Hypothekargläubiger, der Grundstücke, auf denen die 

Stromerzeugungsanlage errichtet oder wesentlich geändert werden soll, sowie der 

Eigentümer jener Grundstücke, die von den Erzeugungseinheiten der 

Stromerzeugungsanlage bzw. von ihren Hilfsbetrieben oder Nebeneinrichtungen, 

sofern von diesen Hilfsbetrieben oder Nebeneinrichtungen Gefährdungen oder 

erhebliche Belästigungen ausgehen können, höchstens 50 m entfernt sind; 

 6. eine Darlegung der zu erwartenden Immissionen und Umweltauswirkungen; 

 7. Angaben über die Art der eingesetzten Primärenergieträger und die Maßnahmen der 

Energieeffizienz; 

 8. eine Stellungnahme des jeweiligen Netzbetreibers, in dessen Netz die Anlage 

einspeist. 

(2) Die Behörde kann im Einzelfall die Vorlage weiterer Unterlagen anordnen, wenn die 

nach Abs. 1 anzuschließenden Unterlagen zur Beurteilung des Vorhabens nicht ausreichen. 

Sie kann aber auch von der Beibringung einzelner im Abs. 1 angeführter Angaben oder 

Unterlagen absehen, soweit diese für das Bewilligungsverfahren entbehrlich sind. 

(3) Bei der Planung einer neuen oder erheblichen Modernisierung einer vorhandenen 

thermischen Stromerzeugungsanlage mit einer thermischen Gesamtnennleistung von mehr 

als 20 MW ist eine Kosten-Nutzen-Analyse nach Maßgabe des Anhangs IX Teil 2 der Richtlinie 

2012/27/EU zur Energieeffizienz durchzuführen und als Antragsunterlage vorzulegen. Dabei 

sind bei einer neuen Anlage die Kosten und Nutzen von Vorkehrungen für den Betrieb als 

hocheffiziente KWK-Anlage und bei der Modernisierung einer Anlage die Kosten und der 

Nutzen einer Umrüstung zu einer hocheffizienten KWK-Anlage zu bewerten. Die 

Landesregierung kann mit Verordnung Grundsätze erlassen, um die Methodik der Kosten-

Nutzen-Analyse nach Maßgabe des Anhangs IX Teil 2 der Richtlinie 2012/27/EU näher zu 

regeln. Spitzenlast- und Reserve-Stromerzeugungsanlagen, die im gleitenden Durchschnitt 

über einen Zeitraum von fünf Jahren unter 1.500 Betriebsstunden jährlich in Betrieb sein 

sollen, sind von der in diesem Absatz festgelegten Verpflichtung freigestellt, wenn in einem 

Verifizierungsverfahren sichergestellt worden ist, dass das Freistellungskriterium erfüllt ist. 

(4) Antrag, Pläne, Beschreibungen und Unterlagen gemäß Abs. 1 und 3 können der 

Behörde entweder physisch (in Papier) oder elektronisch übermittelt werden. Je nach dem gilt: 

 1. Im Fall einer physischen Einbringung kann die Behörde je nach Erforderlichkeit 

innerhalb von zwei Wochen auch die Vorlage weiterer Ausfertigungen oder, sofern 

technisch möglich, auch die Übermittlung einer elektronischen Ausfertigung verlangen. 

 2. Im Fall der elektronischen Einbringung ist der jeweiligen Behörde von der 

antragstellenden Person mit der Antragstellung mitzuteilen, ob sie im 

Teilnehmerverzeichnis registriert ist und an der elektronischen Zustellung mit 
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Zustellnachweis oder am Elektronischen Rechtsverkehr teilnimmt; erfolgt eine solche 

Mitteilung nicht, kann die Behörde je nach Erforderlichkeit innerhalb von zwei Wochen 

auch die Vorlage weiterer physischer Ausfertigungen verlangen; dasselbe gilt 

sinngemäß, wenn sich trotz ursprünglich gegenteiliger Mitteilung erst während des 

Verfahrens herausstellt, dass die antragstellende Person an der elektronischen 

Zustellung mit Zustellnachweis nicht teilnimmt. 

(5) Mit einem elektronischen Antrag gemäß Abs. 4 Z 2 vorgelegte Beilagen, die keine 

inhaltliche Einheit bilden, sind als getrennte Anhänge zu übermitteln. Beilagen sind mit einer 

Bezeichnung zu versehen, die ihren Inhalt zum Ausdruck bringt. Antrag und Beilagen dürfen 

nur dann in gescannter Form eingebracht werden, wenn diese nicht in originär elektronischer 

Form zur Verfügung stehen. 

(6) Der Antrag gilt nur dann als vollständig eingebracht, wenn allfällige von der Behörde 

gemäß Abs. 4 Z 1 oder 2 rechtzeitig verlangte Ausfertigungen übermittelt werden. 

(7) Die Landesregierung kann durch Verordnung nähere Bestimmungen über die zur 

Beurteilung eines Vorhabens erforderlichen Pläne, Beschreibungen und Unterlagen sowie 

allfällige Anforderungen an Datenträger, Datenübermittlung und Datensicherheit erlassen. 

§ 20 

Einstweilige Sicherheitsmaßnahmen 

(1) Um die durch eine diesem Landesgesetz unterliegende Stromerzeugungsanlage 

verursachte Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder für das Eigentum 

oder sonstige dingliche Rechte abzuwehren oder um die durch eine nicht bewilligte oder nicht 

bewilligungspflichtige Stromerzeugungsanlage verursachte unzumutbare Belästigung 

abzustellen, hat die Behörde entsprechend dem Ausmaß der Gefährdung oder Belästigung 

mit Bescheid die gänzliche oder teilweise Stilllegung der Stromerzeugungsanlage, die 

Stilllegung von Maschinen oder Anlagenteilen, eine eingeschränkte Betriebsweise oder sonst 

erforderliche Sicherheitsmaßnahmen zu verfügen. 

(2) Hat die Behörde Grund zur Annahme, dass zur Gefahrenabwehr Sofortmaßnahmen 

an Ort und Stelle erforderlich sind, darf sie nach Verständigung des Inhabers der 

Stromerzeugungsanlage, des Betriebsleiters oder des Eigentümers der Anlage oder, wenn 

eine Verständigung dieser Personen nicht möglich ist, einer Person, die tatsächlich die 

Betriebsführung wahrnimmt, solche Maßnahmen auch ohne vorausgegangenes Verfahren 

und vor Erlassung eines Bescheids an Ort und Stelle treffen; hierüber ist jedoch binnen zwei 

Wochen ein schriftlicher Bescheid zu erlassen, widrigenfalls die getroffene Maßnahme als 

aufgehoben gilt. 

(3) Bescheide gemäß Abs. 1 und Abs. 2 sind sofort vollstreckbar. Sie treten mit Ablauf 

eines Jahres - vom Tag ihrer Rechtskraft an gerechnet - außer Kraft, sofern keine kürzere Frist 

im Bescheid festgesetzt wurde. Durch einen Wechsel in der Person des Inhabers der 

betroffenen Anlagen, Anlagenteile oder Gegenstände wird die Wirksamkeit dieser Bescheide 

nicht berührt. 

(4) Liegen die Voraussetzungen für die Erlassung eines Bescheids gemäß Abs. 1 und 

Abs. 2 nicht mehr vor und ist zu erwarten, dass in Hinkunft jene Vorschriften, deren 

Nichteinhaltung für die getroffenen Maßnahmen bestimmend waren, von der Person 
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eingehalten werden, die die Stromerzeugungsanlage betreiben will, hat die Behörde auf 

Antrag dieser Person die getroffenen Maßnahmen ehestens zu widerrufen. 

§ 20a 

Automationsunterstützte Datenverarbeitung 

(1) Die Behörden sind zum Zweck der Erstellung von Verzeichnissen der betroffenen 

Grundeigentümer und dinglich berechtigter Personen mit Ausnahme der Hypothekargläubiger 

zur Abfrage folgender Daten mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung für die 

Erfüllung der Aufgaben nach diesem Landesgesetz und zu deren weiteren Verarbeitung 

befugt: 

 1. aus dem Zentralen Melderegister: Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, 

Geschlecht, Staatsangehörigkeit und Wohnsitz; die Berechtigung zur Abfrage des 

Zentralen Melderegisters umfasst auch Verknüpfungsabfragen nach § 16a Abs. 3 

Meldegesetz 1991, 

 2. aus der Insolvenzdatei: Familienname, Vorname, Adresse, Geburtsdatum, 

Firmenbuchnummer über Insolvenzverfahren, 

 3. aus dem Grundbuch: Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Grundstücksnummer, 

Grundbuchs- und Einlagezahl, 

 4. aus der Digitalen Katastralmappe und den Grundstücksverzeichnissen: 

Grundstücksnummer, Grundbuchs- und Einlagezahl, 

 5. aus dem Firmenbuch, dem Vereinsregister, dem Ergänzungsregister und dem 

Unternehmensregister: die Stammdaten, Kennziffern und Identifikationsmerkmale 

sowie die vertretungs- und zeichnungsbefugten Personen, 

soweit vorhanden jeweils einschließlich der Verarbeitung der verschlüsselten 

bereichsspezifischen Personenkennzeichen (bPK) nach § 9 E-Government-Gesetz, wobei 

Näheres durch Verordnung der Landesregierung festgelegt werden kann. 

(2) Die automationsunterstützte Datenverarbeitung kann im Wege der jeweiligen 

Schnittstellen der registerführenden Stellen zum Register- und Systemverbund nach § 1 

Abs. 3 Z 2 iVm. § 6 Abs. 2 des Unternehmensserviceportalgesetzes erfolgen. 

3. TEIL 

BETRIEB VON NETZEN 

(ÜBERTRAGUNGSNETZE, VERTEILERNETZE) 

1. HAUPTSTÜCK 

NETZZUGANG 

§ 25 

Bedingungen des Netzzugangs 

(1) Die Bedingungen für den Zugang zum Netzsystem dürfen nicht diskriminierend sein. 

Sie dürfen keine missbräuchlichen Praktiken oder ungerechtfertigten Beschränkungen 

enthalten und nicht die Versorgungssicherheit und die Dienstleistungsqualität gefährden. 

(2) Die Allgemeinen Bedingungen der Netzbetreiber einer Regelzone sind mit den anderen 

Netzbetreibern der Regelzone aufeinander abzustimmen. 

(3) Für jene Endverbraucher, die an den Netzebenen 

 1. Umspannung von Mittelspannung (mit einer Betriebsspannung zwischen mehr als 1 kV 

bis einschließlich 36 kV) zu Niederspannung (1 kV und darunter), 
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 2. Niederspannung (1 kV und darunter) 

angeschlossen sind, die weniger als 100.000 kWh Jahresverbrauch oder weniger als 50 kW 

Anschlussleistung aufweisen, sind von den Netzbetreibern jedenfalls standardisierte 

Lastprofile zu erstellen und dabei auch die Form der Erstellung und Anpassung (synthetisch, 

analytisch) dieser standardisierten Profile zu bestimmen. 

(4) Für Einspeiser mit weniger als 100.000 kWh jährlicher Einspeisung oder weniger als 

50 kW Anschlussleistung sind ebenfalls von den Netzbetreibern, an denen die Einspeiser 

angeschlossen sind, standardisierte Lastprofile zu erstellen. 

(5) Die Allgemeinen Bedingungen für den Netzzugang haben insbesondere zu enthalten: 

 1. die Rechte und Pflichten der Vertragspartner, insbesondere zur Einhaltung der 

Sonstigen Marktregeln; 

 2. die den einzelnen Netzbenutzern zugeordneten standardisierten Lastprofile; 

 3. die technischen Mindestanforderungen für den Netzzugang; 

 4. die verschiedenen von den Verteilerunternehmen im Rahmen des Netzzugangs zur 

Verfügung zu stellenden Dienstleistungen und die angebotene Qualität; 

 5. den Zeitraum, innerhalb dessen Kundenanfragen jedenfalls zu beantworten sind; 

 6. die Ankündigung von geplanten Versorgungsunterbrechungen; 

 7. die Mindestanforderungen bezüglich Terminvereinbarungen mit Netzbenutzern; 

 8. jenen Standard, der bei der Datenübermittlung an Marktteilnehmer einzuhalten ist; 

 9. das Verfahren und die Modalitäten für Anträge auf Netzzugang; 

 10. die von den Netzbenutzern zu liefernden Daten; 

 11. eine Frist von höchstens 14 Tagen ab Einlangen, innerhalb der das 

Verteilerunternehmen das Begehren auf Netzzugang zu beantworten hat; 

 12. die grundlegenden Prinzipien für die Verrechnung sowie die Art und Form der 

Rechnungslegung; 

 13. die Verpflichtung von Netzzugangsberechtigten zur Vorauszahlung oder 

Sicherheitsleistung (Barsicherheit, Bankgarantie, Hinterlegung von nicht vinkulierten 

Sparbüchern) in angemessener Höhe, insoweit nach den Umständen des Einzelfalls 

zu erwarten ist, dass der Netzbenutzer seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht 

zeitgerecht nachkommt; 

 14. einen Hinweis auf gesetzlich vorgesehene Streitbeilegungsverfahren; 

 15. Modalitäten, zu welchen der Netzbenutzer verpflichtet ist, Teilbetragszahlungen zu 

leisten, wobei eine Zahlung zumindest zehnmal jährlich anzubieten ist. 

In den Allgemeinen Bedingungen für den Netzzugang können auch Normen und Regelwerke 

der Technik (Regeln der Technik) in ihrer jeweils geltenden Fassung für verbindlich erklärt 

werden. Die Bestimmungen der Energieeffizienzrichtlinie, insbesondere auch im Hinblick auf 

KWK-Anlagen, sind in den Allgemeinen Bedingungen für den Netzzugang zu berücksichtigen. 

(6) Die Allgemeinen Bedingungen für den Netzzugang sind durch die 

Regulierungsbehörde zu genehmigen und gemeinsam mit den gemäß Abs. 3 und 4 zu 

erstellenden standardisierten Lastprofilen sowie den Standardregeln für die Übernahme und 

Teilung der Kosten für technische Anpassungen, wie Netzanschlüsse und Netzverstärkungen, 

verbesserter Netzbetrieb und Regeln für die nichtdiskriminierende Anwendung der 
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Netzkodizes, die zur Einbindung neuer Produzenten erneuerbarer Energie notwendig sind, 

vom Netzbetreiber im Internetin der Amtlichen Linzer Zeitung zu veröffentlichen. 

(7) Netzbetreiber haben die Netzzugangsberechtigten vor Vertragsabschluss über die 

wesentlichen Inhalte der Allgemeinen Bedingungen zu informieren. Zu diesem Zweck ist den 

Netzzugangsberechtigten ein Informationsblatt auszuhändigen. Weiters sind die im Anhang I 

der Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie festgelegten Maßnahmen zum Schutz der Kundinnen 

und Kunden einzuhalten. 

(8) Werden neue Allgemeine Bedingungen genehmigt, hat der Netzbetreiber dies binnen 

vier Wochen nach der Genehmigung den Netzbenutzern in einem persönlich an sie 

gerichteten Schreiben bekanntzugeben und ihnen diese auf deren Wunsch zuzusenden. In 

diesem Schreiben oder auf der Rechnung sind die Änderungen der allgemeinen Bedingungen 

und die Kriterien, die bei der Änderung nach dem ElWOG 2010 einzuhalten sind, 

nachvollziehbar wiederzugeben. Die Änderungen gelten ab dem nach Ablauf von drei Monaten 

folgenden Monatsersten als vereinbart. 

(9) Netzbetreiber haben den Netzbenutzern transparente Informationen über geltende 

Preise und Tarife sowie über die Allgemeinen Bedingungen über Anforderung kostenlos zur 

Verfügung zu stellen. 

3. HAUPTSTÜCK 

VERTEILERNETZE 

KONZESSION, BETRIEB 

§ 32 

Konzessionsverfahren 

(1) Der Antrag auf Erteilung der Konzession ist bei der Behörde schriftlich einzubringen. 

Dem Antrag sind anzuschließen:Der Antrag auf Erteilung der Konzession ist bei der Behörde 

schriftlich einzubringen. In zweifacher Ausfertigung sind anzuschließen: 

 1. Eine Beschreibung der Art und des Umfangs des bestehenden oder geplanten Netzes; 

 2. ein Plan des vorgesehenen Netzgebiets mit Darstellung der Gebietsgrenze 

(Konzessionsplan). 

(2) Vor der Entscheidung über den Antrag auf Erteilung der Konzession sind jedenfalls zu 

hören: 

 1. Die Wirtschaftskammer OÖ.; 

 2. die Kammer für Arbeiter und Angestellte für Oberösterreich; 

 3. die Landwirtschaftskammer für Oberösterreich; 

 4. die Kammer der Arbeiter und Angestellten in der Land- und Forstwirtschaft für 

Oberösterreich (Landarbeiterkammer); 

 5. die Gemeinden, die im vorgesehenen Versorgungsgebiet, wenn auch nur teilweise, 

liegen; 

 6. jene Betreiber von Verteilernetzen, die an das vorgesehene Versorgungsgebiet 

angrenzen, und der Übertragungsnetzbetreiber nach § 28 Abs. 1. 

§ 36 

Umgründung und Fortbetrieb 

(1) Bei Übertragung von Unternehmen und Teilunternehmen durch Umgründung, 

insbesondere durch Verschmelzungen, Umwandlungen, Einbringungen, Zusammenschlüsse, 
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Realteilungen und Spaltungen gemäß dem Umgründungssteuergesetz, gehen die zur 

Fortführung des Betriebs erforderlichen Konzessionen auf den Nachfolgeunternehmer über, 

wenn der Nachfolgeunternehmer die Voraussetzungen für die Konzessionserteilung erfüllt. 

(2) Der Nachfolgeunternehmer hat der Behörde den Übergang der Konzession unter 

Anschluss eines Firmenbuchauszugs und der zur Herbeiführung der Eintragung im 

Firmenbuch eingereichten Unterlagen in Abschrift innerhalb von vier Wochen nach Eintragung 

im Firmenbuch anzuzeigen. 

(3) Unbeschadet des § 34 Abs. 2 finden hinsichtlich der Fortbetriebsrechte die §§ 41 bis 

45 Gewerbeordnung 1994 sinngemäß Anwendung. 
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Landesgesetz über die Raumordnung im Land Oberösterreich 

(Oö. Raumordnungsgesetz 1994 - Oö. ROG 1994) 

 

II. ABSCHNITT 

Überörtliche Raumordnung 

§ 11 

Raumordnungsprogramme 

(1) Die Umsetzung der Raumordnungsziele und -grundsätze sowie der Aufgaben der 

überörtlichen Raumordnung erfolgt durch Raumordnungsprogramme (Verordnungen) der 

Landesregierung. Sie haben die angestrebten Ziele der Raumordnung und die zu ihrer 

Erreichung notwendigen Maßnahmen näher festzulegen. 

(2) Raumordnungsprogramme können für das gesamte Landesgebiet 

(Landesraumordnungsprogramme) oder für Landesteile (regionale 

Raumordnungsprogramme) sowie für Sachbereiche der Raumordnung 

(Raumordnungsprogramme für Sachbereiche) erlassen werden. 

(3) Regionale Raumordnungsprogramme haben die räumlich-funktionelle Entwicklung des 

Planungsraumes darzustellen und insbesondere Folgendes festzulegen: 

 1. die räumlich-funktionellen Entwicklungsziele; 

 2. Vorrangflächen für spezifische Nutzungsansprüche im Bauland und Grünland von 

überörtlicher Bedeutung. 

(3a) In Raumordnungsprogrammen kann insbesondere festgelegt werden, dass 

bestimmte Grundflächen - unbeschadet der jeweiligen Planungskompetenz - der Errichtung 

überregionaler Leitungsinfrastrukturen oder überörtlicher Verkehrswege vorzubehalten sind. 

(4) Die Landesregierung hat bei der Erlassung von Raumordnungsprogrammen 

 1. festgelegte Planungen des Bundes zu berücksichtigen und 

 2. auf Planungen benachbarter Länder, der Gemeinden, der Gemeindeverbände und 

anderer Körperschaften öffentlichen Rechtes sowie auf raumbedeutsame Maßnahmen 

anderer Planungsträger soweit Bedacht zu nehmen, als dies mit dem Regelungszweck 

des Raumordnungsprogrammes vereinbar ist. 

(5) Festgelegte Planungen des Bundes sind in den Raumordnungsprogrammen ersichtlich 

zu machen. 

(6) Bis zur Erlassung von Raumordnungsprogrammen können für bestimmte Gebiete 

einzelne Ziele der überörtlichen Raumordnung durch Verordnung der Landesregierung 

umschrieben werden. Die Verordnung hat auch die zur Erreichung der umschriebenen Ziele 

erforderlichen Maßnahmen zu enthalten. 

(6a) Langen bei der Landesregierung Anregungen auf Erlassung oder Änderung eines 

Raumordnungsprogramms oder einer Verordnung gemäß Abs. 6 ein, hat diese binnen zwölf 

Monaten eine mit Gründen versehene Information über den Stand des Verfahrens zu geben 

und spätestens nach 24 Monaten entweder das Raumordnungsprogramm oder die 

Verordnung gemäß Abs. 6 zu erlassen oder eine mit Gründen versehene Mitteilung zu geben. 

(7) Beim Amt der Landesregierung sowie beim Gemeindeamt (Magistrat) der betroffenen 

Gemeinden (Städte) ist die öffentliche Einsicht in Raumordnungsprogramme sowie 

Verordnungen gemäß Abs. 6 zu ermöglichen. 
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(7) Raumordnungsprogramme sowie Verordnungen gemäß Abs. 6 sind beim Amt der 

Landesregierung sowie beim Gemeindeamt (Magistrat) der betroffenen Gemeinden (Städte) 

zur Einsicht aufzulegen. 

§ 13 

Verfahren 

(1) Raumordnungsprogramme und Verordnungen gemäß § 11 Abs. 6 sind einer 

Umweltprüfung zu unterziehen, wenn sie geeignet sind, 

 1. Grundlage für ein Projekt zu sein, das gemäß dem Anhang 1 des 

Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 (UVP-G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 80/2018, einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt, oder 

 2. Europaschutzgebiete (§ 24 Oö. Natur- und Landschaftsschutzgesetz 2001) erheblich 

zu beeinträchtigen. 

Eine Umweltprüfung ist jedoch dann nicht erforderlich, wenn es sich um geringfügige 

Änderungen von Raumordnungsprogrammen und Verordnungen gemäß § 11 Abs. 6 oder um 

die Nutzung kleiner Gebiete handelt. Die Landesregierung kann dazu mit Verordnung nähere 

Bestimmungen einschließlich der erforderlichen Schwellen- und Grenzwerte erlassen, wobei 

insbesondere die im Abs. 2 genannten Kriterien zu berücksichtigen sind. 

(2) Raumordnungsprogramme und Verordnungen gemäß § 11 Abs. 6, für die nicht bereits 

eine Pflicht zur Umweltprüfung nach Abs. 1 besteht, sind nur dann einer Umweltprüfung zu 

unterziehen, wenn sie voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen haben. Zum Zweck 

dieser Beurteilung hat eine Umwelterheblichkeitsprüfung auf der Grundlage von einheitlichen 

Prüfkriterien zu erfolgen. Dabei sind insbesondere zu berücksichtigen: 

 1. die Größenordnung, mit der die Planung für andere Programme oder Pläne oder für 

Projekte und andere Tätigkeiten in Bezug auf deren Standort, Art, Größe und 

Betriebsbedingungen oder durch die Inanspruchnahme von Ressourcen einen 

Rahmen setzt; 

 2. die Bedeutung der Planung für die Einbeziehung der Umwelterwägungen, 

insbesondere im Hinblick auf die Förderung der nachhaltigen Entwicklung sowie für die 

Planung relevanten Umweltprobleme; 

 3. die Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswirkungen; 

 4. der kumulative und grenzüberschreitende Charakter, der Umfang und die räumliche 

Ausdehnung der Auswirkungen, sowie die Auswirkungen auf die unter dem 

Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders geschützten Gebiete; 

 5. die Risken für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt; 

 6. die Bedeutung und die Sensibilität des voraussichtlich betroffenen Gebiets. 

Die Landesregierung hat einheitliche Prüfkriterien einschließlich der dazu erforderlichen 

Schwellen- und Grenzwerte durch Verordnung festzulegen. 

(3) Vor der Erlassung oder Änderung der Raumordnungsprogramme sowie der 

Verordnungen gemäß § 11 Abs. 6 hat die Landesregierung folgenden Stellen oder 

Institutionen innerhalb einer angemessenen Frist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben: 

 1. den in Betracht kommenden Bundesdienststellen; 
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 2. den Landesregierungen anderer Bundesländer, soweit deren Interessen berührt 

werden; 

 3. den betroffenen Gemeinden und Regionalverbänden; 

 4. der Wirtschaftskammer Oberösterreich; 

 5. der Landwirtschaftskammer für Oberösterreich; 

 6. der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Oberösterreich; 

 7. der Oö. Umweltanwaltschaft; 

 8. sonstigen Körperschaften öffentlichen Rechts, von denen bekannt ist, dass ihre 

Interessen berührt werden. 

Zur Frage der Umwelterheblichkeit gemäß Abs. 1 und 2 und zur Frage des erforderlichen 

Prüfungsumfangs des Umweltberichts gemäß Abs. 5 Z 1 ist eine Stellungnahme der 

Oö. Umweltanwaltschaft einzuholen. 

(4) Das Ergebnis der Umwelterheblichkeitsprüfung ist in den jeweiligen Planungsberichten 

zu dokumentieren. Ergibt die Umwelterheblichkeitsprüfung, dass der Plan keiner 

Umweltprüfung zu unterziehen ist, ist die öffentliche Einsicht in diese Feststellung 

einschließlich der dafür maßgeblichen Gründe beim Amt der Landesregierung und den von 

der Planung jeweils betroffenen Bezirksverwaltungsbehörden binnen einer Frist von vier 

Wochen zu ermöglichen; auf die Möglichkeit zur Einsicht ist an der Amtstafel beim Amt der 

Landesregierung und bei den von der Planung jeweils betroffenen 

Bezirksverwaltungsbehörden sowie auf den Internetseiten des Landes und der jeweils 

betroffenen Bezirksverwaltungsbehörden hinzuweisen.Ergibt die 

Umwelterheblichkeitsprüfung, dass der Plan keiner Umweltprüfung zu unterziehen ist, ist diese 

Feststellung einschließlich der dafür maßgeblichen Gründe beim Amt der Landesregierung 

und den von der Planung jeweils betroffenen Bezirkshauptmannschaften binnen einer Frist 

von vier Wochen zur öffentlichen Einsicht aufzulegen; auf diese Auflage ist durch Anschlag an 

der Amtstafel beim Amt der Landesregierung und bei den von der Planung jeweils betroffenen 

Bezirkshauptmannschaften sowie im Internet hinzuweisen. 

(5) Für die Umweltprüfung gelten zusätzlich zu den sonstigen Verfahrensschritten 

folgende verfahrensrechtliche Besonderheiten: 

 1. Auf Grund des festgestellten erforderlichen Prüfungsumfangs ist ein Umweltbericht zu 

erstellen. Darin sind die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen, die die 

Verwirklichung der Planung auf die Umgebung hat, einschließlich der Ergebnisse der 

Prüfung von möglichen, vernünftigen Alternativen darzustellen und zu bewerten, wobei 

insbesondere die Kriterien des Anhangs I der SUP-Richtlinie zu berücksichtigen sind. 

 2. Der Umweltbericht ist als Bestandteil des jeweiligen Planungsberichts gemeinsam mit 

der Planung beim Amt der Landesregierung und bei den von der Planung jeweils 

betroffenen Bezirkshauptmannschaften zur Einsicht zu veröffentlichen. Auf die 

Möglichkeit zur Einsicht ist an der Amtstafel beim Amt der Landesregierung und bei den 

von der Planung jeweils betroffenen Bezirksverwaltungsbehörden sowie auf den 

Internetseiten des Landes und der jeweils betroffenen Bezirksverwaltungsbehörden 

hinzuweisen; gleichzeitig ist auf die Möglichkeit hinzuweisen, zum Planungsbericht 

innerhalb von acht Wochen Stellung zu nehmen. 
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 2. Der Umweltbericht ist als Bestandteil des jeweiligen Planungsberichts gemeinsam mit 

der Planung beim Amt der Landesregierung und bei den von der Planung jeweils 

betroffenen Bezirkshauptmannschaften zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Auf die 

Planauflage ist durch Anschlag an der Amtstafel beim Amt der Landesregierung und 

bei den von der Planung jeweils betroffenen Bezirkshauptmannschaften sowie im 

Internet hinzuweisen; gleichzeitig ist auf die Möglichkeit hinzuweisen, zum 

Planungsbericht innerhalb von acht Wochen Stellung zu nehmen. 

 3. Bei zu erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen auch außerhalb des 

Landesgebiets sind die davon betroffenen Nachbarstaaten vor VeröffentlichungAuflage 

der Planung und vor Beschlussfassung gesondert zur Abgabe einer Stellungnahme 

unter Gewährung einer angemessenen Frist einzuladen. 

 4. Bei der Beschlussfassung der Planung ist auf die Stellungnahmen zu den 

Umweltauswirkungen sowie auf die Ergebnisse des Umweltberichts Rücksicht zu 

nehmen. 

 5. Der Planungsbericht hat eine zusammenfassende Erklärung zu enthalten, wie 

Umwelterwägungen in die Planung einbezogen und wie der Umweltbericht und die 

Stellungnahmen zu Umweltauswirkungen bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt 

worden sind sowie welche allfälligen Maßnahmen zur Überwachung gemäß Abs. 6 zu 

ergreifen sind. Der Planungsbericht und die zusammenfassende Erklärung sind nach 

Beschlussfassung des Plans beim Amt der Landesregierung und bei den von der 

Planung jeweils betroffenen Bezirksverwaltungsbehörden binnen einer Frist von vier 

Wochen zur Einsicht zu veröffentlichen. Auf die Möglichkeit zur Einsicht ist an der 

Amtstafel beim Amt der Landesregierung und bei den von der Planung jeweils 

betroffenen Bezirksverwaltungsbehörden sowie im Internet hinzuweisen. 

 5. Der Planungsbericht hat eine zusammenfassende Erklärung zu enthalten, wie 

Umwelterwägungen in die Planung einbezogen und wie der Umweltbericht und die 

Stellungnahmen zu Umweltauswirkungen bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt 

worden sind, sowie welche allfälligen Maßnahmen zur Überwachung gemäß Abs. 6 zu 

ergreifen sind; der Planungsbericht und die zusammenfassende Erklärung sind nach 

Beschlussfassung des Plans beim Amt der Landesregierung und den von der Planung 

jeweils betroffenen Bezirkshauptmannschaften binnen einer Frist von vier Wochen zur 

öffentlichen Einsicht aufzulegen; auf diese Auflage ist durch Anschlag an der Amtstafel 

beim Amt der Landesregierung und bei den von der Planung jeweils betroffenen 

Bezirkshauptmannschaften sowie im Internet hinzuweisen. 

 6. Den von erheblichen Umweltauswirkungen betroffenen Nachbarstaaten ist eine 

Ausfertigung des Planungsberichts und der erforderlichen, soweit technisch möglich, 

elektronischPlanunterlagen zu übermitteln. 

(6) Die Landesregierung hat die Ausführungen von Planungen, für die eine Umweltprüfung 

durchgeführt wurde, zu überwachen und im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten 

Maßnahmen zu ergreifen, wenn auf Grund der Verwirklichung der Planungen 

unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt drohen oder bereits eingetreten 

sind. 
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III. ABSCHNITT 

Örtliche Raumordnung 

§ 20 

Form und Kundmachung des Flächenwidmungsplanes 

(1) Die Landesregierung hat durch Verordnung näher zu regeln, wie der 

Flächenwidmungsplan zu gestalten und zu gliedern ist, welche Planzeichen und Materialien 

zu verwenden sind, welchen Maßstab die zeichnerischen Darstellungen aufzuweisen haben 

und wie Ersichtlichmachungen darzustellen sind. Die Verordnung kann auch vorsehen, dass 

für einen bestimmten Bereich an der Gemeindegrenze die Widmungen der 

Flächenwidmungsteile bzw. die wesentlichen Inhalte der örtlichen Entwicklungskonzepte der 

Nachbargemeinden darzustellen sind. Dazu sind die benachbarten Gemeinden entsprechend 

zu informieren. 

(2) Nach Inkrafttreten des Flächenwidmungsplans ist die öffentliche Einsicht beim 

Gemeindeamt (Magistrat) zu ermöglichen.Der Flächenwidmungsplan ist nach Inkrafttreten 

beim Gemeindeamt (Magistrat) zur Einsicht aufzulegen. Dabei hat ein Übersichtsplan samt 

einem Verzeichnis der Änderungen den jeweils letzten Stand des Flächenwidmungsplanes 

auszuweisen. Diesem Übersichtsplan sowie dem Verzeichnis kommt keine rechtliche Wirkung 

zu. 

(3) Die Gemeinde hat den Flächenwidmungsplan alle fünfzehn Jahre grundlegend zu 

überprüfen (§ 33 Abs. 1). Innerhalb dieses Zeitraums ist der Flächenwidmungsteil zumindest 

einmal zu überarbeiten oder in seiner aktuellen Fassung als Verordnung neu kundzumachen. 

Letzterenfalls gelten die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 und 3 bis 5. Die Genehmigung darf 

nur versagt werden, wenn der Plan nicht der letzten Fassung entspricht oder die festgelegten 

Planungen des Bundes und des Landes unvollständig oder fehlerhaft sind. 

§ 21 

Bauland 

(1) Als Bauland dürfen nur Flächen vorgesehen werden, die sich auf Grund der natürlichen 

und der infrastrukturellen Voraussetzungen für die Bebauung eignen. Sie müssen dem 

Baulandbedarf der Gemeinde entsprechen, den die Gemeinde für einen Planungszeitraum 

von siebeneinhalb Jahren erwartet. Flächen, die sich wegen der natürlichen Gegebenheiten 

(wie Grundwasserstand, Hoch- bzw. Hangwassergefahr, Steinschlag, Bodenbeschaffenheit, 

Rutschungen, Lawinengefahr) für eine zweckmäßige Bebauung nicht eignen, dürfen nicht als 

Bauland gewidmet werden. Das gilt auch für Gebiete, deren Aufschließung unwirtschaftliche 

Aufwendungen für die kulturelle, hygienische, Verkehrs-, Energie- und sonstige Versorgung 

sowie für die Entsorgung erforderlich machen würde. 

(1a) Flächen im 30-jährlichen Hochwasserabflussbereich sowie Flächen in roten Zonen 

gemäß Forstgesetz 1975 oder Wasserrechtsgesetz 1959 dürfen nicht als Bauland gewidmet 

werden. Dies gilt auch für ehemals rote Zonen und für aufgeschüttete Flächen in roten oder 

ehemals roten Zonen, soweit diese Zonen in einem Gefahrenzonenplan gemäß 

Forstgesetz 1975 oder Wasserrechtsgesetz 1959 dargestellt sind. Flächen im 100 jährlichen 

Hochwasserabflussbereich dürfen nicht als Bauland gewidmet werden, es sei denn, dass 
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 1. Hochwasserabfluss- und Rückhalteräume dadurch nicht maßgeblich beeinträchtigt 

werden und ein Ausgleich für verloren gehende Retentionsräume nachgewiesen wird 

sowie 

 2. das Bauland dadurch nicht um Bereiche mit erheblich höherem Gefahrenpotential 

erweitert wird. 

Ausgenommen von diesen Verboten sind jeweils Flächen für Bauwerke, die auf Grund ihrer 

Funktion ungeachtet einer Hochwassergefährdung an bestimmten Standorten errichtet 

werden müssen (zB Schifffahrtseinrichtungen), sowie Flächen für bauliche Maßnahmen 

geringer Größe und von untergeordnetem Umfang für touristische Nutzungen. 

(2) Soweit erforderlich und zweckmäßig, sind im Bauland gesondert zu widmen: 

 1. Wohngebiete (§ 22 Abs. 1); 

 1a. Gebiete für den sozialen Wohnbau (§ 22 Abs. 1a); 

 2. Dorfgebiete (§ 22 Abs. 2); 

 3. Kurgebiete (§ 22 Abs. 3); 

 4. Kerngebiete (§ 22 Abs. 4); 

 5. gemischte Baugebiete (§ 22 Abs. 5); 

 6. Betriebsbaugebiete (§ 22 Abs. 6); 

 7. Industriegebiete (§ 22 Abs. 7); 

 8. Ländeflächen (§ 23 Abs. 1); 

 9. Zweitwohnungsgebiete (§ 23 Abs. 2); 

 10. Gebiete für Geschäftsbauten (§ 23 Abs. 3); 

 11. Sondergebiete des Baulandes (§ 23 Abs. 4). 

Ihre Lage ist so aufeinander abzustimmen, dass sie sich gegenseitig möglichst nicht 

beeinträchtigen (funktionale Gliederung) und ein möglichst wirksamer Umweltschutz erreicht 

wird. Insbesondere ist darauf Bedacht zu nehmen, dass zwischen gewidmeten oder ersichtlich 

gemachten Betrieben im Sinn der Seveso III-Richtlinie einerseits und Wohngebieten, öffentlich 

genutzten Gebäuden und Gebieten, Erholungsgebieten und - soweit möglich - 

Hauptverkehrswegen andererseits ein angemessener Sicherheitsabstand gewahrt bleibt; 

unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle bzw. besonders 

empfindliche Gebiete in der Nachbarschaft von gewidmeten oder ersichtlich gemachten 

Betrieben im Sinn der Seveso III-Richtlinie sind erforderlichenfalls durch angemessene 

Sicherheitsabstände oder durch andere relevante Maßnahmen zu schützen. Soweit dies zur 

Verwirklichung der vorstehend genannten Ziele erforderlich ist, sind in den jeweiligen Gebieten 

Schutz- oder Pufferzonen vorzusehen. Zur Ermittlung des angemessenen 

Sicherheitsabstands haben Betreiberinnen bzw. Betreiber von Betrieben, die unter den 

Anwendungsbereich der Seveso III-Richtlinie fallen, den Gemeinden sowie den Dienststellen 

des Landes auf Verlangen ausreichende Informationen zu den vom Betrieb ausgehenden 

Risiken als Grundlage für Entscheidungen über die Ansiedlung neuer Betriebe oder 

hinsichtlich neuer Entwicklungen in der Nachbarschaft bestehender Betriebe zu übermitteln. 

(2a) Teile eines Betriebes, die sich emissionsseitig wesentlich von der Betriebstype dieses 

Betriebes unterscheiden (wie Büro- oder Lagernutzungen), können auch in einer 

Widmungskategorie, die nicht der Betriebstype dieses Betriebes entspricht, errichtet werden, 

wenn sie für sich gesehen in der betreffenden Widmungskategorie zulässig sind. 
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(3) Zur Vermeidung gegenseitiger Beeinträchtigungen und zur Erreichung eines möglichst 

wirksamen Umweltschutzes kann die Landesregierung durch Verordnung festlegen, 

 1. welche bestimmte Arten von Betrieben (Betriebstypen) in den Widmungskategorien 

gemäß Abs. 2 Z 1 bis 7 errichtet werden dürfen und 

 2. welche Abstände dabei von den Widmungsgrenzen einzuhalten sind. Die Beurteilung 

der Betriebstype hat auf Grund der Art der herkömmlicherweise und nach dem 

jeweiligen Stand der Technik verwendeten Anlagen und Einrichtungen und der Art und 

des Ausmaßes der von solchen Betrieben üblicherweise verursachten Emissionen zu 

erfolgen. 

(4) An einem bestehenden Gewerbebetrieb, der sich in einem Gebiet gemäß § 21 Abs. 2 

Z 1 bis 6 befindet, in dem er auf Grund der Bestimmungen dieses Landesgesetzes oder auf 

Grund einer Änderung der Widmung nicht mehr errichtet werden dürfte, dürfen im Rahmen 

der Bauvorschriften bewilligungs- und anzeigepflichtige Maßnahmen vorgenommen werden, 

wenn dadurch die durch Verordnung der Landesregierung für die einzelnen 

Widmungskategorien festgelegten Grenzwerte für Emissionen und Immissionen nicht 

überschritten werden. Die Grenzwerte sind nach dem jeweiligen Stand der Technik 

festzulegen; bei der Festlegung von Grenzwerten für Lärm können für verschiedene 

Tageszeiten verschiedene Werte bestimmt werden. 

(5) Nicht im Bauland errichtet werden dürfen 

 1. Betriebe, die dazu dienen, landwirtschaftliche Nutztiere, wie Schweine oder Geflügel, 

bodenunabhängig (nicht zum überwiegenden Teil auf eigener Futtergrundlage 

aufbauend) zu halten, 

 2. frei stehende Photovoltaikanlagen mit einer Modulfläche von mehr als 50 m2mit einer 

Nennleistung von mehr als 5 kW und 

 3. Windkraftanlagen. 

Ausgenommen von diesem Verbot sind Windkraftanlagen mit einer Nennleistung bis 5 kW in 

den Baulandkategorien gemäß § 22 Abs. 6 und 7 sowie § 23 Abs. 4 Z 3 und frei stehende 

Photovoltaikanlagen gemäß Z 2, wenn auf dem betroffenen Grundstück bereits ein dem Zweck 

der Widmung entsprechendes Hauptgebäude besteht oder ein solches gleichzeitig mit der 

Photovoltaikanlage errichtet wirdin Zuordnung zu Betrieben in den Baulandkategorien gemäß 

§ 22 Abs. 6 und 7, § 23 Abs. 3 sowie § 23 Abs. 4 Z 3. 

(6) Widmet die Gemeinde Flächen als Bauland, kann sie die Dichte der Bebauung 

festlegen. Dabei sind insbesondere die jeweilige Widmung und die Folgen zu bedenken, die 

sich aus der Festlegung der Bebauungsdichte ergeben. 

§ 28 

Erhaltungsbeitrag im Bauland 

(1) Die Gemeinde hat dem Eigentümer eines Grundstücks oder Grundstücksteils, das im 

rechtswirksamen Flächenwidmungsplan als Bauland gewidmet, jedoch nicht bebaut ist, je 

nach Aufschließung des Grundstücks durch eine gemeindeeigene 

Abwasserentsorgungsanlage oder eine gemeindeeigene Wasserversorgungsanlage einen 

Erhaltungsbeitrag vorzuschreiben. Diese Festsetzung gilt auch für die folgenden Jahre.  

(2) Die Verpflichtung zur Entrichtung des Erhaltungsbeitrags besteht ab dem fünften Jahr 

nach der Vorschreibung des entsprechenden Aufschließungsbeitrags. Sie endet mit dem 
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Anschluss an die im § 26 Abs. 5 Z 1 und 2 genannten Anlagen oder der Entrichtung der 

entsprechenden privatrechtlichen Anschlussgebühr. 

(3) Der Erhaltungsbeitrag beträgt für die Aufschließung durch eine 

Abwasserentsorgungsanlage 24 Cent und für die Aufschließung durch eine 

Wasserversorgungsanlage 11 Cent pro Quadratmeter. Die Gemeinden werden ermächtigt, 

durch Beschluss des Gemeinderats in Form einer Verordnung für das gesamte 

Gemeindegebiet über diese Beträge hinaus den Erhaltungsbeitrag für die Aufschließung durch 

eine Abwasserentsorgungsanlage bzw. eine Wasserversorgungsanlage jeweils bis zum 

Doppelten pro Quadratmeter anzuheben, sofern dies zur Deckung der tatsächlich anfallenden 

Erhaltungskosten bzw. aus Gründen der Baulandmobilisierung erforderlich ist. 

(3a) Die im Abs. 3 festgelegten Erhaltungsbeiträge ändern sich jeweils zum 1. Jänner 

entsprechend den durchschnittlichen Änderungen des von der Bundesanstalt Statistik Austria 

für das zweitvorangegangenevorangegangene Jahr verlautbarten Baukostenindex für den 

Straßenbau (Basisjahr 2010) oder eines an seine Stelle tretenden Index, soweit sich die 

Indexzahl um mehr als 10 % geändert hat. Bezugsgröße für die erstmalige Änderung ist der 

durchschnittliche Indexwert für das Jahr 2015; Bezugsgröße für jede weitere Änderung ist der 

durchschnittliche Indexwert desjenigen Kalenderjahrs, das für die jeweils letzte Änderung 

maßgebend war. Eine solchermaßen ermittelte Änderung der Erhaltungsbeiträge wird nur 

dann wirksam, wenn der geänderte Betrag von der Landesregierung vor dem Stichtag 

1. Jänner im Landesgesetzblatt für Oberösterreich kundgemacht wurde. 

(4) § 25 Abs. 1 letzter Satz, Abs. 3, 4, 6 und 7 sowie § 26 Abs. 1 Z 1 und Abs. 4 gelten 

sinngemäß. § 26 Abs. 7 gilt mit der Maßgabe, dass es bei einer Änderung der 

Leistungsvoraussetzungen zu keiner Rückerstattung des Erhaltungsbeitrags kommt. 

(5) Die Erhaltungsbeiträge sind ausschließliche Gemeindeabgaben im Sinn des § 6 Abs. 1 

Z 5 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948. 

(6) Nähere Bestimmungen über die Vorschreibung des Erhaltungsbeitrags kann die 

Landesregierung durch Verordnung festlegen. 

§ 30a 

Sonderausweisung für Funk-, Photovoltaik- und Windkraftanlagen 

(1) Masten von mehr als zehn Meter Höhe einschließlich eines allfälligen Antennenteils für 

Funkanlagen, die telekommunikationsrechtlichen Vorschriften unterliegen, dürfen im Grünland 

nur errichtet werden, wenn im Flächenwidmungsplan eine entsprechende Sonderausweisung 

die Errichtung zulässt. Die Höhe der Anlage ist dabei vom Fußpunkt des Mastes zu messen. 

(2) Abs. 1 gilt nicht für Funkanlagen, die im überwiegenden öffentlichen Interesse zu 

Zwecken des Hilfs-, Rettungs- und Katastrophenhilfsdienstes, der Feuerwehr und des 

Zivilschutzes sowie zu Zwecken der Landesverteidigung und der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung errichtet und betrieben werden. 

(3) Über § 30 Abs. 5 erster Satz hinaus dürfen frei stehende Photovoltaikanlagen und 

Windkraftanlagen im Grünland nur errichtet werden, wenn im Flächenwidmungsplan eine 

entsprechende Sonderausweisung die Errichtung zulässt. Davon ausgenommen sind frei 

stehende Photovoltaikanlagen mit einer Modulfläche bis 50 m²mit einer Nennleistung bis 5 kW. 
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§ 33 

Verfahren in der Gemeinde 

(1) Die Absicht, einen Flächenwidmungsplan oder einen Teil eines 

Flächenwidmungsplans (§ 18 Abs. 1 zweiter Satz) neu zu erlassen oder grundlegend zu 

überprüfen, ist vom Bürgermeister vier Wochendurch vierwöchigen Anschlag an der Amtstafel 

und - ohne Auswirkung auf die Kundmachung - im Internet auf der Homepage der Gemeinde 

mit der Aufforderung kundzumachen, dass jeder, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft 

macht, innerhalb einer angemessen festzusetzenden Frist seine Planungsinteressen dem 

Gemeindeamt (Magistrat) schriftlich bekannt geben kann. 

(2) Bei Erlassung oder Änderung eines Flächenwidmungsplans, eines Teils eines 

Flächenwidmungsplans (§ 18 Abs. 1 zweiter Satz) oder eines Bebauungsplans hat der 

Beschluss des Planentwurfs durch den Gemeinderat zu erfolgen. Nach Beschluss des 

Planentwurfs hat die Gemeinde 

 1. den in Betracht kommenden Bundesdienststellen, 

 2. der Landesregierung, 

 3. den benachbarten Gemeinden, 

 4. der Wirtschaftskammer Oberösterreich, 

 5. der Landwirtschaftskammer für Oberösterreich, 

 6. der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Oberösterreich, 

 7. der Oö. Umweltanwaltschaft, soweit Belange des Umweltschutzes in Frage stehen, 

sowie 

 8. sonstigen Körperschaften öffentlichen Rechts, von denen bekannt ist, dass ihre 

Interessen berührt werden, 

Gelegenheit zur Stellungnahme unter Einräumung einer Frist von acht Wochen zu geben. Der 

Landesregierung ist mit der Aufforderung zur Stellungnahme eine ausreichende Anzahl von 

Planentwürfen; soweit technisch möglich, kann dies auch elektronisch erfolgenvorzulegen. Bei 

Flächenwidmungsplänen und Flächenwidmungsplanänderungen oder deren Teilen (§ 18 

Abs. 1 zweiter Satz) ist, soweit nicht durch Verordnung anderes festgelegt ist, zur Frage der 

Umwelterheblichkeit gemäß den Abs. 7 und 8 und zur Frage des erforderlichen 

Prüfungsumfangs des Umweltberichts gemäß Abs. 11 Z 1 eine Stellungnahme der 

Landesregierung einzuholen. 

(3) Vor Beschlussfassung eines Flächenwidmungsplans, eines Teils eines 

Flächenwidmungsplans (§ 18 Abs. 1 zweiter Satz) oder eines Bebauungsplans durch den 

Gemeinderat ist die Einsicht in den Plan durch vierwöchige Veröffentlichung beim 

Gemeindeamt (Magistrat) zu ermöglichen.Vor Beschlußfassung eines 

Flächenwidmungsplanes, eines Teils eines Flächenwidmungsplans (§ 18 Abs. 1 zweiter Satz) 

oder eines Bebauungsplanes durch den Gemeinderat ist der Plan durch vier Wochen zur 

öffentlichen Einsichtnahme beim Gemeindeamt (Magistrat) aufzulegen. Die Eigentümer jener 

Grundstücke, an deren Flächenwidmung oder Bebaubarkeit sich Änderungen ergeben, sind 

von der Planauflage nachweislich zu verständigen. Eine Verständigung kann unterbleiben, 

wenn die Änderung generelle Regelungen begriffsdefinitorischen Inhalts in den schriftlichen 

Ergänzungen von Bebauungsplänen betrifft. Auf die Möglichkeit zur öffentlichen Einsicht und 
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der Einbringung von Anregungen oder Einwendungen ist während der vierwöchigen 

Einsichtsfrist an der Amtstafel und auf der Internetseite der Gemeinde hinzuweisen. Die 

Verständigung kann bei einer Bebauungsplanänderung auch durch vierwöchige 

Veröffentlichung in den betroffenen Häusern an einer den Hausbewohnern zugänglichen 

Stelle (Hausflur) erfolgen.Auf die Auflage zur öffentlichen Einsichtnahme und die Möglichkeit 

der Einbringung von Anregungen oder Einwendungen ist während der Auflagefrist durch 

Anschlag an der Amtstafel und im Internet auf der Homepage der Gemeinde hinzuweisen. Die 

Verständigung kann bei einer Bebauungsplanänderung auch durch vierwöchigen Anschlag 

der Kundmachung in den betroffenen Häusern an einer den Hausbewohnern zugänglichen 

Stelle (Hausflur) erfolgen. 

(4) Jedermann, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht, ist berechtigt, während der 

EinsichtsfristAuflagefrist schriftliche Anregungen oder Einwendungen beim Gemeindeamt 

(Magistrat) einzubringen, die mit dem Plan dem Gemeinderat vorzulegen sind. Eine 

Beschlußfassung des Planes in einer anderen als der zur Einsichtnahme 

veröffentlichtenaufgelegten Fassung ist nur nach vorheriger Anhörung der durch die Änderung 

Betroffenen zulässig. 

(5) Könnte der Plan einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Plänen und Projekten 

zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Gebiets führen, das durch Verordnung der 

Landesregierung zum Europaschutzgebiet im Sinn von § 24 des Oö. Natur- und 

Landschaftsschutzgesetzes 2001 erklärt wurde, ist eine Beschlussfassung des Plans nur dann 

zulässig, wenn 

 1. die im Rahmen des Verfahrens nach Abs. 1 bis 4 durchzuführende Prüfung des Plans 

auf seine Verträglichkeit mit den für dieses Gebiet festgelegten Erhaltungszielen 

ergeben hat, dass das Gebiet als solches durch den Plan nicht beeinträchtigt wird, oder 

 2. das öffentliche Interesse an der beabsichtigten Planung unter dem Gesichtspunkt des 

Gemeinwohls aus zwingenden Gründen höher zu bewerten ist als das öffentliche 

Interesse am Natur- und Landschaftsschutz und eine Alternativlösung nicht vorhanden 

ist, sofern notwendige planliche Ausgleichsmaßnahmen im Sinn des Art. 6 Abs. 4 der 

FFH-Richtlinie ergriffen werden. 

(6) Kosten, die der Gemeinde aus der Durchführung einer Verträglichkeitsprüfung im Sinn 

des Abs. 5, insbesondere durch die erforderliche Einholung von Sachverständigengutachten, 

erwachsen, sind ihr vom Land zu ersetzen. 

(7) Flächenwidmungspläne und Änderungen von Flächenwidmungsplänen oder deren 

Teile (§ 18 Abs. 1 zweiter Satz) sind einer Umweltprüfung zu unterziehen, wenn sie geeignet 

sind, 

 1. Grundlage für ein Projekt zu sein, das gemäß dem Anhang 1 des 

Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 (UVP-G 2000), BGBl. Nr. 697/1993 in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 80/2018, einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt oder 

 2. Europaschutzgebiete (§ 24 des Oö. Natur- und Landschaftsschutzgesetzes 2001) 

erheblich zu beeinträchtigen. 

Eine Umweltprüfung ist jedoch dann nicht erforderlich, wenn es sich um geringfügige 

Änderungen oder um die Nutzung kleiner Gebiete handelt. Die Landesregierung kann dazu 
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durch Verordnung nähere Bestimmungen einschließlich der erforderlichen Schwellen- und 

Grenzwerte erlassen, wobei insbesondere die im § 13 Abs. 2 genannten Kriterien zu 

berücksichtigen sind. 

(8) Flächenwidmungspläne und Flächenwidmungsplanänderungen oder deren Teile (§ 18 

Abs. 1 zweiter Satz) für die nicht bereits eine Pflicht zur Umweltprüfung nach Abs. 7 besteht, 

sind nur dann einer Umweltprüfung zu unterziehen, wenn sie voraussichtlich erhebliche 

Umweltauswirkungen haben. Zum Zweck dieser Beurteilung hat eine 

Umwelterheblichkeitsprüfung auf der Grundlage von einheitlichen Prüfkriterien zu erfolgen, 

wobei insbesondere die im § 13 Abs. 2 angeführten Kriterien zu berücksichtigen sind. Die 

Landesregierung hat einheitliche Prüfkriterien einschließlich der dazu erforderlichen 

Schwellen- und Grenzwerte durch Verordnung festzulegen. 

(9) Das Ergebnis der Umwelterheblichkeitsprüfung ist in den jeweiligen Planungsberichten 

zu dokumentieren. 

(10) Eine Umwelterheblichkeitsprüfung ist für Planungen jedenfalls nicht erforderlich, 

wenn eine Umweltprüfung für einen Plan höherer Stufe bereits vorliegt und aus einer weiteren 

Prüfung keine zusätzlichen Erkenntnisse in Bezug auf die Umweltauswirkungen zu erwarten 

sind. 

(11) Für die Umweltprüfung gelten zusätzlich zu den sonstigen Verfahrensschritten 

folgende verfahrensrechtliche Besonderheiten: 

 1. Spätestens bei Beginn der der Möglichkeit zur Einsicht in den PlanAuflage des Plans 

(§ 33 Abs. 3) hat ein Umweltbericht vorzuliegen. Darin sind die voraussichtlichen 

erheblichen Umweltauswirkungen, die die Verwirklichung der Planung auf die 

Umgebung hat, einschließlich der Ergebnisse der Prüfung von möglichen, vernünftigen 

Alternativen darzustellen und zu bewerten, wobei insbesondere die Kriterien des 

Anhangs I der SUP-Richtlinie zu berücksichtigen sind. 

 2. Der Umweltbericht oder die Feststellung einschließlich der dafür maßgeblichen 

Gründe, dass der Plan keiner Umweltprüfung zu unterziehen ist, ist als Bestandteil des 

jeweiligen Planungsberichts gemeinsam mit der Planung zur Einsicht zu 

veröffentlichenzur öffentlichen Einsicht aufzulegen. 

 3. Bei zu erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen auch außerhalb des 

Landesgebiets sind die davon betroffenen Nachbarstaaten vor der Möglichkeit zur 

Einsicht in die Planungvor Auflage der Planung und vor Beschlussfassung gesondert 

zur Abgabe einer Stellungnahme unter Gewährung einer angemessenen Frist 

einzuladen. 

 4. Bei der Beschlussfassung der Planung ist auf die Stellungnahmen zu den 

Umweltauswirkungen sowie auf die Ergebnisse des Umweltberichts Rücksicht zu 

nehmen. 

 5. Der Planungsbericht hat eine zusammenfassende Erklärung zu enthalten, wie 

Umwelterwägungen in die Planung einbezogen und wie der Umweltbericht und die 

Stellungnahmen zu Umweltauswirkungen bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt 

worden sind, sowie welche allfälligen Maßnahmen zur Überwachung gemäß Abs. 12 

zu ergreifen sind; der Planungsbericht und die zusammenfassende Erklärung sind nach 
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Beschlussfassung des Plans während der Kundmachung gemäß § 34 Abs. 5 zur 

Einsicht zu veröffentlichenzur öffentlichen Einsicht aufzulegen. 

 6. Den von erheblichen Umweltauswirkungen betroffenen Nachbarstaaten ist eine 

Ausfertigung des Planungsberichts und der erforderlichen, soweit technisch möglich, 

elektronischPlanunterlagen zu übermitteln. 

(12) Die Gemeinden haben die Ausführungen von Planungen, für die eine Umweltprüfung 

durchgeführt wurde, zu überwachen und im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten 

Maßnahmen zu ergreifen, wenn auf Grund der Verwirklichung der Planungen 

unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt drohen oder bereits eingetreten 

sind. Die Ergebnisse der Überwachung sind der Landesregierung mitzuteilen. 

§ 36 

Änderung des Flächenwidmungsplanes und des Bebauungsplanes 

(1) Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne sind 

 1. bei Änderung der maßgeblichen Rechtslage oder 

 2. wenn es das Gemeinwohl erfordert, 

zu ändern. 

(2) Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne können geändert werden, wenn 

 1. öffentliche Interessen, die nach diesem Landesgesetz bei der Erlassung von solchen 

Plänen zu berücksichtigen sind, insbesondere Interessen einer ökologischen 

Energienutzung, dafür sprechen oder 

 2. diese Änderung den Planungszielen der Gemeinde nicht widerspricht, wobei auf 

Interessen Dritter möglichst Rücksicht zu nehmen ist. 

(3) Langen bei der Gemeinde Anregungen auf Änderungen eines Flächenwidmungsplans 

oder eines Bebauungsplans ein, hat sich der Gemeinderat binnen sechs Monaten damit zu 

befassen. Über das Ergebnis dieser Befassung ist die Betroffene bzw. der Betroffene zu 

informieren. 

(4) Für das Verfahren gelten die Bestimmungen des § 33 Abs. 2 bis 12 und des § 34, 

jedoch ist auch benachbarten Gemeinden und den im § 33 Abs. 2 Z 4 bis 6 genannten 

Körperschaften öffentlichen Rechts nur dann Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, wenn 

deren Interessen durch die beabsichtigten Planänderungen berührt werden. Der Beschluss 

und das Stellungnahmeverfahren gemäß § 33 Abs. 2 können bei der Änderung des 

Flächenwidmungsteils zur Gänze entfallen, wenn die geplante Änderung in Übereinstimmung 

mit den Festlegungen in einem Detailplan des örtlichen Entwicklungskonzepts gemäß § 18 

Abs. 3 erfolgt. In diesem Fall obliegt die Vorbereitung eines beschlussreifen Planes für die 

Behandlung im Gemeinderat der Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister. Über diese 

vorbereitenden Maßnahmen sind die Mitglieder des Gemeinderats unverzüglich zu 

informieren. Die Veröffentlichung des PlansDas Planauflageverfahren gemäß § 33 Abs. 3 und 

4 ist nicht erforderlich, wenn die von der Planänderung Betroffenen vor der Beschlussfassung 

nachweislich verständigt oder angehört werden. 

(5) Auf Nutzungen, die der bisherigen Widmung entsprechen, ist bei Änderung der 

Flächenwidmungspläne und der Bebauungspläne möglichst Rücksicht zu nehmen. 
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(6) Die Änderung eines Flächenwidmungsplanes oder eines Bebauungsplanes ist durch den 

Gemeinderat zu begründen; der Begründung oder den Planungsunterlagen muss überdies 

die erforderliche Grundlagenforschung und Interessenabwägung zu entnehmen sein. 
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Gesetz über elektrische Leitungsanlagen (Oö. Starkstromwegegesetz 1970) 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

§   1 Anwendungsbereich 

§   2 Begriffsbestimmungen 

§   3 Bewilligung elektrischer Leitungsanlagen 

§   4 Vorprüfungsverfahren 

§   5 Vorarbeiten 

§   6 Bewilligungsansuchen 

§   7 Bau- und Betriebsbewilligung 

§   8 Baubeginn 

§   9 Betriebsbeginn und Betriebsende 

§ 10 Erlöschen der Bewilligung 

§ 11 Leitungsrechte 

§ 12 Inhalt der Leitungsrechte 

§ 13 Ausästung und Durchschläge 

§ 14 Ausübung der Leitungsrechte 

§ 15 Auswirkung der Leitungsrechte 

§ 16 Einräumung von Leitungsrechten 

§ 17 Enteignung 

§ 18 Gegenstand der Enteignung 

§ 19 Durchführung von Enteignungen 

§ 19a Sachverständige und Verfahrenskosten 

§ 20 Beurkundung von Übereinkommen 

§ 21 Entschädigung für vermögensrechtliche Nachteile 

§ 21a Automationsunterstützte Datenverarbeitung 

§ 22 Behörde 

§ 23 Strafbestimmungen 

§ 24 Wiederherstellung des gesetzmäßigen Zustandes 

§ 25 Übergangsbestimmungen 

§ 26 Schlußbestimmungen 

 

§ 5 

Vorarbeiten 

(1) Auf Ansuchen ist für eine von der Behörde festzusetzende Frist die Inanspruchnahme 

fremden Gutes zur Vornahme von Vorarbeiten für die Errichtung einer elektrischen 

Leitungsanlage durch Bescheid der Behörde unter Berücksichtigung etwaiger Belange der 

Landesverteidigung zu bewilligen. Diese Frist kann verlängert werden, wenn die Vorbereitung 

des Bauentwurfes dies erfordert und vor Ablauf der Frist darum angesucht wird. 

(2) Diese Bewilligung gibt das Recht, fremde Grundstücke zu betreten und auf ihnen die 

zur Vorbereitung des Bauentwurfes erforderlichen Bodenuntersuchungen und sonstigen 
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technischen Arbeiten mit tunlichster Schonung und Ermöglichung des bestimmungsgemäßen 

Gebrauches der betroffenen Grundstücke vorzunehmen. 

(3) Die Bewilligung ist von der Behörde in der Gemeinde, in deren Bereich Vorarbeiten 

durchgeführt werden sollen, spätestens eine Woche vor Aufnahme der Vorarbeiten 

kundzumachen; eine Übersichtskarte mit der vorläufig beabsichtigten Trassenführung ist 

anzuschließen. 

(3) Die Bewilligung ist von der Behörde in der Gemeinde, in deren Bereich Vorarbeiten 

durchgeführt werden sollen, spätestens eine Woche vor Aufnahme der Vorarbeiten durch 

Anschlag kundzumachen. Eine Übersichtskarte mit der vorläufig beabsichtigten 

Trassenführung ist zur allgemeinen Einsichtnahme im Gemeindeamt aufzulegen. 

§ 6 

Bewilligungsansuchen 

(1) Wer eine elektrische Leitungsanlage errichten und in Betrieb nehmen oder wer 

Änderungen oder Erweiterungen nach § 3 vornehmen will, hat bei der Behörde um die 

Bewilligung anzusuchen. 

(2) Dem Ansuchen sind folgende Beilagen anzuschließen: 

 a) ein technischer Bericht mit Angaben über Zweck, Umfang, Betriebsweise und 

technische Ausführungen der geplanten elektrischen Leitungsanlage; 

 b) eine Kopie der Katastralmappe, aus welcher die Trassenführung und die betroffenen 

Grundstücke mit ihren Parzellennummern sowie bei forstwirtschaftlich genutzten 

Grundstücken die Breite eines erforderlichen Walddurchschlages ersichtlich sind; 

 c) ein Verzeichnis der betroffenen Grundstücke mit Katastral- und 

Grundbuchsbezeichnung, Namen und Anschriften der Eigentümer sowie des 

beanspruchten öffentlichen Gutes unter Angabe der zuständigen Verwaltungen; 

 d) für den Fall, daß voraussichtlich Zwangsrechte gemäß §§ 11 oder 17 in Anspruch 

genommen werden, überdies ein Verzeichnis der davon betroffenen Grundstücke mit 

ihrer Katastral- und Grundbuchsbezeichnung sowie zusätzlich Namen und Anschriften 

der sonstigen dinglich Berechtigten mit Ausnahme der Hypothekargläubiger; 

 e) ein Verzeichnis der offenkundig berührten fremden Anlagen mit Namen und Anschriften 

der Eigentümer oder der zuständigen Verwaltungen. 

(3) Die Behörde kann bei Ansuchen um Änderungen oder Erweiterungen gemäß Abs. 1 

von der Beibringung einzelner in Abs. 2 angeführter Angaben und Unterlagen absehen, sofern 

diese für das Bewilligungsverfahren nicht erforderlich sind. 

(4) Ansuchen, Pläne, Beschreibungen und Unterlagen gemäß Abs. 1 bis 3 können der 

Behörde entweder physisch (in Papier) oder elektronisch übermittelt werden. Je nach dem gilt: 

 1. Im Fall einer physischen Einbringung kann die Behörde je nach Erforderlichkeit 

innerhalb von zwei Wochen auch die Vorlage weiterer Ausfertigungen oder, sofern 

technisch möglich, auch die Übermittlung einer elektronischen Ausfertigung verlangen. 

 2. Im Fall der elektronischen Einbringung ist der jeweiligen Behörde von der 

antragstellenden Person mit der Antragstellung mitzuteilen, ob sie im 

Teilnehmerverzeichnis registriert ist und an der elektronischen Zustellung mit 

Zustellnachweis oder am Elektronischen Rechtsverkehr teilnimmt; erfolgt eine solche 

Mitteilung nicht, kann die Behörde je nach Erforderlichkeit innerhalb von zwei Wochen 
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auch die Vorlage weiterer physischer Ausfertigungen verlangen; dasselbe gilt 

sinngemäß, wenn sich trotz ursprünglich gegenteiliger Mitteilung erst während des 

Verfahrens herausstellt, dass die antragstellende Person an der elektronischen 

Zustellung mit Zustellnachweis nicht teilnimmt. 

(5) Mit einem elektronischen Ansuchen gemäß Abs. 4 Z 2 vorgelegte Beilagen, die keine 

inhaltliche Einheit bilden, sind als getrennte Anhänge zu übermitteln. Beilagen sind mit einer 

Bezeichnung zu versehen, die ihren Inhalt zum Ausdruck bringt. Ansuchen und Beilagen 

dürfen nur dann in gescannter Form eingebracht werden, wenn diese nicht in originär 

elektronischer Form zur Verfügung stehen. 

(6) Das Ansuchen gilt nur dann als vollständig eingebracht, wenn allfällige von der 

Behörde gemäß Abs. 4 Z 1 oder 2 rechtzeitig verlangte Ausfertigungen übermittelt werden. 

(7) Die Landesregierung kann durch Verordnung nähere Bestimmungen über die zur 

Beurteilung eines Vorhabens erforderlichen Pläne, Beschreibungen und Unterlagen sowie 

allfällige Anforderungen an Datenträger, Datenübermittlung und Datensicherheit erlassen. 

§ 8 

Baubeginn 

Unbeschadet einer im Bewilligungsbescheid auferlegten Verpflichtung zur Verständigung 

von der Inangriffnahme von Bauarbeiten ist der voraussichtliche Beginn der Bauarbeiten 

spätestens zwei Wochen vorher vom Inhaber der Baubewilligung an der Amtstafeldurch 

Anschlag in der Gemeinde kundzumachen. 

§ 21 

Entschädigung für vermögensrechtliche Nachteile 

(1) Der zur Vornahme von Vorarbeiten Berechtigte (§ 5) hat den Grundstückseigentümer 

und die an dem Grundstück dinglich Berechtigten für alle mit den Vorarbeiten unmittelbar 

verbundenen Beschränkungen ihrer zum Zeitpunkt der Bewilligung ausgeübten Rechte 

angemessen zu entschädigen. Für das Verfahren gilt § 19 Abs. 1 lit. a bis d sinngemäß. 

(2) Der Leitungsberechtigte (§ 11) hat den Grundstückseigentümer und die an dem 

Grundstück dinglich Berechtigten für alle mit dem Bau, der Erhaltung, dem Betrieb, der 

Änderung und der Beseitigung der elektrischen Leitungsanlagen unmittelbar verbundenen 

Beschränkungen ihrer zum Zeitpunkt der Bewilligung ausgeübten Rechte angemessen zu 

entschädigen. Für das Verfahren gilt § 19 Abs. 1 lit. a bis d sinngemäß. 

§ 21a 

Automationsunterstützte Datenverarbeitung 

(1) Die Behörden sind zum Zweck der Erstellung von Verzeichnissen der betroffenen 

Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer und dinglich berechtigter Personen mit 

Ausnahme der Hypothekargläubigerinnen und Hypothekargläubiger zur Abfrage folgender 

Daten mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung für die Erfüllung der Aufgaben nach 

diesem Landesgesetz und zu deren weiteren Verarbeitung befugt: 

 1. aus dem Zentralen Melderegister: Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, 

Geschlecht, Staatsangehörigkeit und Wohnsitz; die Berechtigung zur Abfrage des 

Zentralen Melderegisters umfasst auch Verknüpfungsabfragen nach § 16a Abs. 3 

Meldegesetz, 
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 2. aus der Insolvenzdatei: Familienname, Vorname, Adresse, Geburtsdatum, 

Firmenbuchnummer über Insolvenzverfahren, 

 3. aus dem Grundbuch: Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Grundstücksnummer, 

Grundbuchs- und Einlagezahl, 

 4. aus der Digitalen Katastralmappe und den Grundstücksverzeichnissen: 

Grundstücksnummer, Grundbuchs- und Einlagezahl, 

 5. aus dem Firmenbuch, dem Vereinsregister, dem Ergänzungsregister und dem 

Unternehmensregister: die Stammdaten, Kennziffern und Identifikationsmerkmale 

sowie die vertretungs- und zeichnungsbefugten Personen, 

soweit vorhanden jeweils einschließlich der Verarbeitung der verschlüsselten 

bereichsspezifischen Personenkennzeichen (bPK) nach § 9 E-Government-Gesetz, wobei 

Näheres durch Verordnung der Landesregierung festgelegt werden kann. 

(2) Die automationsunterstützte Datenverarbeitung kann im Wege der jeweiligen 

Schnittstellen der registerführenden Stellen zum Register- und Systemverbund nach § 1 

Abs. 3 Z 2 in Verbindung mit § 6 Abs. 2 des Unternehmensserviceportalgesetzes erfolgen. 
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Landesgesetz über die öffentlichen Straßen mit Ausnahme der Bundesstraßen 

(Oö. Straßengesetz 1991) 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

1. HAUPTSTÜCK 

Allgemeines 

§   1 Geltungsbereich 

§   2 Begriffsbestimmungen 

§   3 Behörden 

§   4 Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde 

§   5 Öffentliches Gut 

§   6 Benützung von öffentlichen Straßen (Gemeingebrauch) 

§   7 Sondernutzung 

§   8 Einteilung der öffentlichen Straßen (Straßengattungen) 

§   9 Straßenverzeichnisse 

§ 9a  Automationsunterstützte Datenverarbeitung 

1. HAUPTSTÜCK 

Allgemeines 

§ 9 

Straßenverzeichnisse 

(1) Das Land hat ein Verzeichnis der Verkehrsflächen des Landes zu führen. Jede 

Gemeinde hat ein Verzeichnis ihrer Verkehrsflächen zu führen. 

(2) Die Verzeichnisse sind öffentlich. Es steht jedermann frei, in die Verzeichnisse 

einzusehen, davon an Ort und Stelle Abschriften selbst anzufertigen oder nach Maßgabe der 

vorhandenen technischen Möglichkeiten auf seine Kosten Kopien anfertigen zu lassen. 

(3) In die Verzeichnisse sind die Verkehrsflächen - gesondert nach Straßengattungen 

fortlaufend numeriert - mit ihrem Verlauf (Änderungen des Verlaufes) einzutragen; die 

Verzeichnisse sind mit Straßenkarten zu versehen. Die Landesregierung hat durch 

Verordnung Inhalt und Form der Verzeichnisse näher zu regeln. 

§ 9a 

Automationsunterstützte Datenverarbeitung 

(1) Die Behörden und Straßenverwaltungen sind zum Zweck der Erstellung von 

Verzeichnissen der betroffenen Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer und anders 

dinglich oder obligatorisch berechtigter Personen zur Abfrage folgender Daten mittels 

automationsunterstützter Datenverarbeitung für die Erfüllung der Aufgaben nach diesem 

Landesgesetz und zu deren weiteren Verarbeitung befugt: 

 1. aus dem Zentralen Personenstandsregister: Familienname, Vorname, Geburtsdatum, 

Geburtsort, Geschlecht, Familienstand, Staatsangehörigkeit und Zeitpunkt des Todes 

natürlicher Personen, 

 2. aus dem Zentralen Melderegister: Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, 

Geschlecht, Staatsangehörigkeit und Wohnsitz; die Berechtigung zur Abfrage des 

Zentralen Melderegisters umfasst auch Verknüpfungsabfragen nach § 16a Abs. 3 

Meldegesetz 1991, 
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 3. aus der Insolvenzdatei: Familienname, Vorname, Adresse, Geburtsdatum, 

Firmenbuchnummer über Insolvenzverfahren, 

 4. aus dem Grundbuch: Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Grundstücksnummer, 

Grundbuchs- und Einlagezahl, 

 5. aus der Digitalen Katastralmappe und den Grundstücksverzeichnissen: 

Grundstücksnummer, Grundbuchs- und Einlagezahl, 

 6. aus dem Adress-, Gebäude- und Wohnungsregister: die in der Anlage des 

Bundesgesetzes über das Gebäude- und Wohnungsregister, BGBl. I Nr. 9/2004, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 78/2018, angeführten Merkmale 

ausgenommen lit. F, 

 7. aus der digitalen Bodenschätzungskarte: Schätzungskartenlayer und 

Schätzungsreinbücher, 

 8. aus dem Firmenbuch, dem Vereinsregister, dem Ergänzungsregister und dem 

Unternehmensregister: die Stammdaten, Kennziffern und Identifikationsmerkmale 

sowie die vertretungs- und zeichnungsbefugten Personen, 

soweit vorhanden jeweils einschließlich der Verarbeitung der verschlüsselten 

bereichsspezifischen Personenkennzeichen (bPK) nach § 9 E-Government-Gesetz, wobei 

Näheres durch Verordnung der Landesregierung festgelegt werden kann. 

(2) Die automationsunterstützte Datenverarbeitung kann im Wege der jeweiligen 

Schnittstellen der registerführenden Stellen zum Register- und Systemverbund nach § 1 

Abs. 3 Z 2 iVm. § 6 Abs. 2 des Unternehmensserviceportalgesetzes erfolgen. 

3. HAUPTSTÜCK 

Herstellung und Erhaltung von Straßen 

§ 11 

Widmung, Einreihung und Auflassung von öffentlichen Straßen 

(1) Die Widmung einer Straße für den Gemeingebrauch und ihre Einreihung in eine 

bestimmte Straßengattung hat unter Berücksichtigung der Grundsätze des § 13 Abs. 1 und 2 

sowie des Umweltberichtes gemäß § 13 Abs. 4 bei Verkehrsflächen des Landes durch 

Verordnung der Landesregierung, bei Verkehrsflächen der Gemeinde durch Verordnung des 

Gemeinderates zu erfolgen. In einer solchen Verordnung ist der Verlauf der Straße in seinen 

Grundzügen (Linienführung) zu beschreiben. Dient die Straße vorwiegend der Aufschließung 

der an dieser Verkehrsfläche liegenden Grundstücke, ist dies in der Verordnung ausdrücklich 

festzustellen. 

(1a) In einer Verordnung nach Abs. 1 können innerhalb der Linienführung im unbedingt 

notwendigen Ausmaß auch Grundflächen ausgewiesen werden, die erforderlich sind, durch 

das Straßenbauvorhaben verursachte Schädigungen, Beeinträchtigungen bzw. Störungen der 

im § 14 Abs. 1 Z 1 Oö. Natur- und Landschaftsschutzgesetz 2001 erwähnten Art 

auszuschließen oder auf ein möglichst geringes Ausmaß zu beschränken. 

(2) Eine Verordnung für die Widmung einer Verkehrsfläche der Gemeinde, die über eine 

bestehende Privatstraße führt, wird erst wirksam, wenn dafür die allenfalls erforderliche 

straßenrechtliche Bewilligung (§ 32) rechtskräftig erteilt wurde und die Gemeinde Eigentümer 

des Straßengrundes geworden ist. 

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2004/9
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2018/78
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(3) Die Auflassung einer öffentlichen Straße hat bei Verkehrsflächen des Landes durch 

Verordnung der Landesregierung, bei Verkehrsflächen der Gemeinde durch Verordnung des 

Gemeinderates dann zu erfolgen, wenn die öffentliche Straße wegen mangelnder 

Verkehrsbedeutung für den Gemeingebrauch entbehrlich geworden ist. 

(4) Die Erlassung einer Verordnung gemäß Abs. 1 und 3 ist nicht erforderlich, wenn nur 

eine bestehende Straße umgelegt wird und dabei die Straßenachse von ihrem früheren 

Verlauf um nicht mehr als 20 m abweicht. 

(5) Die Einreihung einer öffentlichen Straße in eine andere Straßengattung (Umreihung) 

darf nur erfolgen, wenn gleichzeitig ihre bisherige Einreihung aufgehoben wird. 

(6) Vor Erlassung einer Verordnung nach den Abs. 1 und 3 ist die öffentliche Einsicht in 

die Planunterlagen, in der Regel im Maßstab 1 : 1.000, für mindestens vier Wochen bei der 

Gemeinde, in deren Gebiet die Straße liegt, während der Amtsstunden zu ermöglichen; 

handelt es sich um eine Verordnung nach Abs. 1, gilt dies auch für den Umweltbericht gemäß 

§ 13 Abs. 4 und die dazu abgegebene Stellungnahme der Oö. Umweltanwaltschaft. Die 

Möglichkeit zur Einsicht ist während der Einsichtsfrist an der Amtstafel jeder berührten 

Gemeinde kundzumachen. Ein Hinweis auf diese Möglichkeit hat überdies während der 

Einsichtsfrist bei Verkehrsflächen des Landes auf der Internetseite des Landes, bei 

Verkehrsflächen der Gemeinde - jedoch ohne Auswirkung auf die Kundmachung - auf der 

Internetseite der Gemeinde zu erfolgen. Überdies sind von der beabsichtigten Möglichkeit zur 

Einsicht die vom Straßenbau unmittelbar betroffenen Grundeigentümerinnen und 

Grundeigentümer sowie die Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer von Grundflächen 

gemäß Abs. 1a nachweislich von der Gemeinde zu verständigen.  

(6) Vor Erlassung einer Verordnung nach den Abs. 1 und 3 sind Planunterlagen, in der 

Regel im Maßstab 1:1000, durch vier Wochen bei der Gemeinde, in deren Gebiet die Straße 

liegt, zur öffentlichen Einsicht aufzulegen (Planauflage); handelt es sich um eine Verordnung 

nach Abs. 1, sind den Planunterlagen der Umweltbericht gemäß § 13 Abs. 4 und die dazu 

abgegebene Stellungnahme der Oö. Umweltanwaltschaft anzuschließen. Rechtzeitig vor 

Beginn dieser Frist ist auf die Planauflage jedenfalls durch Anschlag an der Amtstafel jeder 

berührten Gemeinde und, wenn die Gemeinde regelmäßig ein amtliches Mitteilungsblatt 

herausgibt, auch in diesem, hinzuweisen; bei Verkehrsflächen des Landes hat dieser Hinweis 

überdies durch eine einmalige Veröffentlichung in der Amtlichen Linzer Zeitung zu erfolgen. 

Überdies sind von der beabsichtigten Planauflage die vom Straßenbau unmittelbar betroffenen 

Grundeigentümer sowie die Grundeigentümer von Grundflächen gemäß Abs. 1a nachweislich 

von der Gemeinde zu verständigen. 

(7) Während der Möglichkeit zur öffentlichen EinsichtPlanauflage kann jedermann, der 

berechtigte Interessen glaubhaft macht, schriftliche Einwendungen und Anregungen beim 

Gemeindeamt einbringen. Bei Verkehrsflächen des Landes sind der Landesregierung die 

eingebrachten Einwendungen und Anregungen nach Ablauf der Planauflage mit einer 

Stellungnahme des Gemeinderates zum Vorhaben, bei Verkehrsflächen der Gemeinde dem 

Gemeinderat vorzulegen. 

(8) Die Möglichkeit zur öffentlichen EinsichtPlanauflage gemäß Abs. 6 kann entfallen, 

wenn eine bestehende Straße lediglich in eine andere Straßengattung umgereiht wird. 
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§ 11a 

Umweltprüfung für Landesstraßen 

(1) Planungen für Landesstraßen gemäß § 11 Abs. 1 sind einer Umweltprüfung zu 

unterziehen, wenn sie geeignet sind, 

 1. Grundlage für ein Straßenprojekt zu sein, das gemäß Anhang 1 Z 9 des 

Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 (UVP-G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 2/2008, einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt, oder 

 2. Europaschutzgebiete (§ 24 des Oö. Natur- und Landschaftsschutzgesetzes 2001) 

erheblich zu beeinträchtigen. 

Eine Umweltprüfung ist jedoch dann nicht erforderlich, wenn es sich um geringfügige 

Änderungen von Landesstraßen oder um die Nutzung kleiner Gebiete handelt. Die 

Landesregierung hat dazu durch Verordnung nähere Bestimmungen einschließlich der 

erforderlichen Schwellen- und Grenzwerte zu erlassen, wobei insbesondere die im Abs. 2 

genannten Kriterien zu berücksichtigen sind. 

(2) Planungen für Landesstraßen gemäß § 11 Abs. 1, für die nicht bereits eine Pflicht zur 

Umweltprüfung nach Abs. 1 besteht, sind nur dann einer Umweltprüfung zu unterziehen, wenn 

sie voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen haben. Zum Zweck dieser Beurteilung hat 

eine Umwelterheblichkeitsprüfung auf der Grundlage von einheitlichen Prüfkriterien zu 

erfolgen. Dabei sind insbesondere zu berücksichtigen: 

 1. das Ausmaß, in dem die Planung in Bezug auf ihren Standort, ihre Art und ihre Größe 

oder durch Inanspruchnahme von Ressourcen einen Rahmen setzt; 

 2. die Bedeutung der Planung für die Einbeziehung der Umwelterwägungen, 

insbesondere im Hinblick auf die Förderung der nachhaltigen Entwicklung sowie für die 

Planung relevanter Umweltprobleme; 

 3. die Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswirkungen; 

 4. der kumulative und grenzüberschreitende Charakter, der Umfang und die räumliche 

Ausdehnung der Auswirkungen, sowie die Auswirkungen auf die unter dem 

Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders geschützten Gebiete; 

 5. die Risken für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt; 

 6. die Bedeutung und die Sensibilität des voraussichtlich betroffenen Gebiets. 

Die Landesregierung hat einheitliche Prüfkriterien einschließlich der dazu erforderlichen 

Schwellen- und Grenzwerte durch Verordnung festzulegen. 

(3) Das Ergebnis der Umwelterheblichkeitsprüfung ist in den jeweiligen Planungsberichten 

zu dokumentieren. 

(4) Für die Umweltprüfung gelten zusätzlich zu den sonstigen Verfahrensschritten 

folgende verfahrensrechtliche Besonderheiten: 

 1. Zur Frage der Umwelterheblichkeit gemäß den Abs. 1 und 2 und zur Frage des 

erforderlichen Prüfungsumfangs des Umweltberichts gemäß Z 2 ist eine 

Stellungnahme der Oö. Umweltanwaltschaft einzuholen, wobei die Stellungnahmefrist 

acht Wochen beträgt. 

 2. Auf Grund des festgestellten erforderlichen Prüfungsumfangs ist ein Umweltbericht zu 

erstellen. Darin sind die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen, die die 
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Verwirklichung der Planung auf die Umgebung hat, einschließlich der Ergebnisse der 

Prüfung von möglichen, vernünftigen Alternativen darzustellen und zu bewerten, wobei 

neben der Darlegung der voraussichtlichen Auswirkungen der Planung auf die 

Schutzgüter des § 13 Abs. 1 insbesondere die Kriterien des Anhangs I der Richtlinie 

2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die 

Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme, ABl.Nr. L 197 

vom 21.7.2001, S. 30, zu berücksichtigen sind. § 13 Abs. 4 zweiter und dritter Satz 

kommen nicht zur Anwendung. 

 3. Der Umweltbericht oder die Feststellung einschließlich der dafür maßgeblichen 

Gründe, dass die Planung keiner Umweltprüfung zu unterziehen ist, ist Bestandteil des 

jeweiligen Planungsberichts, wofür gemeinsam mit der Planung die öffentliche Einsicht 

zu ermöglichen istist als Bestandteil des jeweiligen Planungsberichts gemeinsam mit 

der Planung zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. 

 4. Bei zu erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen auch außerhalb des 

Landesgebiets sind die davon betroffenen Nachbarstaaten vor der Möglichkeit zur 

öffentlichen EinsichtAuflage der Planung und vor Beschlussfassung gesondert zur 

Abgabe einer Stellungnahme unter Gewährung einer angemessenen Frist einzuladen. 

 5. Bei der Beschlussfassung der Planung ist auf die Stellungnahmen zu den 

Umweltauswirkungen sowie auf die Ergebnisse des Umweltberichts Rücksicht zu 

nehmen. 

 6. Der Planungsbericht hat eine zusammenfassende Erklärung zu enthalten, wie 

Umwelterwägungen in die Planung einbezogen und wie der Umweltbericht und die 

Stellungnahmen zu Umweltauswirkungen bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt 

worden sind, aus welchen Gründen die Planung nach Abwägung mit den geprüften 

vernünftigen Alternativen gewählt wurde sowiewurdesowie welche allfälligen 

Maßnahmen zur Überwachung gemäß Abs. 5 zu ergreifen sind; in den Planungsbericht 

und die zusammenfassende Erklärung sind nach Beschlussfassung des Plans für 

mindestens vier Wochen bei der Gemeinde, in deren Gebiet die Straße liegt, die 

öffentliche Einsicht zu ermöglichender Planungsbericht und die zusammenfassende 

Erklärung sind nach Beschlussfassung des Plans durch vier Wochen bei der 

Gemeinde, in deren Gebiet die Straße liegt, zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. 

 7. Den von erheblichen Umweltauswirkungen betroffenen Nachbarstaaten ist eine 

Ausfertigung des Planungsberichts und der erforderlichen Planunterlagen zu 

übermitteln. 

(5) Die Landesregierung hat die Ausführungen von Planungen, für die eine Umweltprüfung 

durchgeführt wurde, zu überwachen und im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten 

Maßnahmen zu ergreifen, wenn auf Grund der Verwirklichung der Planungen 

unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt drohen oder bereits eingetreten 

sind. 
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5. HAUPTSTÜCK 

Besondere Bestimmungen für einzelne Straßengattungen 

3. Abschnitt 

Güterwege 

§ 28 

Rechte und Pflichten der Gemeinde 

(1) Die Gemeinde darf von der Interessentengemeinschaft jeweils nur jene Leistungen 

einfordern, die dem tatsächlichen Baufortschritt des Güterweges entsprechen. Die Gemeinde 

hat den Obmann der Interessentengemeinschaft auf sein Verlangen unmittelbaren Akten der 

Bauaufsicht zuzuziehen sowie Einsicht in Planunterlagen, Rechnungsbelege und sonstige das 

Straßenbauvorhaben betreffende Schriftstücke zu gewähren. 

(2) Erfüllt die Interessentengemeinschaft ihre Verpflichtung nicht oder nicht rechtzeitig, ist 

die Erfüllung dieser Verpflichtung der Interessentengemeinschaft oder dem jeweils säumigen 

Interessenten nach Maßgabe der Höhe des jeweiligen Beitragsanteils mit Bescheid 

vorzuschreiben. 

(3) Spätestens innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Güterwegbaus ist von der 

Gemeinde die Endabrechnung über die Kosten der Herstellung durchzuführen. In die 

Endabrechnung ist samt allen zur Beurteilung ihrer Richtigkeit und Vollständigkeit 

notwendigen Unterlagen für mindestens vier Wochen die Einsicht durch die Mitglieder der 

Interessentengemeinschaft zu ermöglichen. Von der Möglichkeit zur Einsicht sind alle 

Mitglieder der Interessentengemeinschaft nachweislich zu verständigen. 

(3) Spätestens innerhalb von einem Jahr nach Abschluß des Güterwegbaus ist von der 

Gemeinde die Endabrechnung über die Kosten der Herstellung durchzuführen. Die 

Endabrechnung ist samt allen zur Beurteilung ihrer Richtigkeit und Vollständigkeit 

notwendigen Unterlagen vier Wochen beim Gemeindeamt zur Einsichtnahme durch die 

Mitglieder der Interessentengemeinschaft aufzulegen. Von der Auflage zur Einsichtnahme 

sind alle Mitglieder der Interessentengemeinschaft nachweislich zu verständigen. 

6. HAUPTSTÜCK 

Straßenrechtliche Bewilligung 

§ 31 

Verfahren 

(1) Für den Bau einer öffentlichen Straße einschließlich allfälliger Grundflächen gemäß 

§ 11 Abs. 1a ist eine Bewilligung der Behörde erforderlich. Eine Bewilligung ist nicht 

erforderlich für den Bau von Verkehrsflächen gemäß § 8 Abs. 2 Z 3 sowie für 

Umbaumaßnahmen, durch die die Anlageverhältnisse nur unwesentlich verändert und die 

Schutzgüter des § 13 Abs. 1 sowie fremde Rechte nur in einem geringfügigen Ausmaß berührt 

werden, dies gilt jedenfalls für 

 1. die Errichtung von Gehsteigen oder Radfahrwegen an öffentlichen Straßen, 

 2. die Errichtung von Busbuchten oder 

 3. die Errichtung von Abbiegespuren. 
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Das Bestehen oder Nichtbestehen der Bewilligungspflicht im Einzelfall ist auf Antrag der 

Straßenverwaltung oder der Oö. Umweltanwaltschaft von der Behörde bescheidmäßig 

festzustellen. 

(2) Die Bewilligung ist von der Straßenverwaltung bei der Behörde zu beantragen. Dem 

Antrag sind die zur Beurteilung des Straßenbauvorhabens erforderlichen Pläne und Behelfe, 

insbesondere auch im Hinblick auf Grundflächen gemäß § 11 Abs. 1a, sowie ein Verzeichnis 

der dem Verfahren gemäß Abs. 3 beizuziehenden Parteien anzuschließen. (Anm.: LGBl. 

Nr. 61/2008) 

(3) Parteien sind: 

 1. der Antragsteller, 

 2. die Eigentümer der betroffenen Grundstücke sowie jene Personen, denen an einem 

solchen Grundstück ein dingliches Recht zum Gebrauch oder zur Nutzung zusteht, 

 3. die Anrainer, 

 3a. die Grundeigentümer von Grundflächen gemäß § 11 Abs. 1a sowie jene Personen, 

denen an einem solchen Grundstück ein dingliches Recht zum Gebrauch oder zur 

Nutzung zusteht, 

 4. Grundeigentümer, die im Sinne des § 20 (Anschlüsse an Verkehrsflächen) vom 

Straßenbauvorhaben betroffen sind, 

 5. die Interessentengemeinschaft (§ 25 Abs. 1) und 

 6. die Oö. Umweltanwaltschaft (§ 5 Abs. 1 Oö. Umweltschutzgesetz 1996). 

(4) Vor der Erteilung der Bewilligung ist eine mündliche Verhandlung durchzuführen, zu 

der mindestens zwei Wochen vorher zu laden ist. In die für die Beurteilung des 

Straßenbauvorhabens erforderlichen Pläne und Behelfe (mindestens ein Lageplan, in der 

Regel im Maßstab 1 : 500 oder 1 : 1.000) ist ebenfalls mindestens zwei Wochen vor der 

Verhandlung die öffentliche Einsicht zu ermöglichen. Die Möglichkeit zur Einsicht ist während 

der Einsichtsfrist an der Amtstafel der Gemeinde, in der das Vorhaben ausgeführt werden soll, 

kundzumachen. Ein Hinweis auf diese Möglichkeit hat überdies während der Einsichtsfrist - 

jedoch ohne Auswirkung auf die Kundmachung - auf der Internetseite der Gemeinde zu 

erfolgen.Die für die Beurteilung des Straßenbauvorhabens erforderlichen Pläne und Behelfe 

(mindestens ein Lageplan, in der Regel im Maßstab 1:500 oder 1:1000) sind ebenfalls 

mindestens zwei Wochen vor der Verhandlung in der Gemeinde, in der das Vorhaben 

ausgeführt werden soll, zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen; auf die Möglichkeit zur 

öffentlichen Einsichtnahme ist jedenfalls durch Anschlag an der Amtstafel hinzuweisen. 

(5) Die Durchführung einer mündlichen Verhandlung kann entfallen, wenn der Behörde 

die schriftliche Zustimmung der Parteien zum Straßenbauvorhaben gleichzeitig mit dem 

Antrag vorgelegt wird. 

6a. HAUPTSTÜCK 

UMGEBUNGSLÄRMSCHUTZ 

§ 32c 

Strategische Teil-Aktionspläne 

(1) Die Landesregierung hat 

 1. für alle Hauptverkehrsstraßen mit einem Verkehrsaufkommen von mehr als sechs 

Millionen Kraftfahrzeugen pro Kalenderjahr und 
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 2. für alle Hauptverkehrsstraßen mit einem Verkehrsaufkommen von mehr als drei 

Millionen Kraftfahrzeugen pro Kalenderjahr sowie für alle Landes- und 

Gemeindestraßen im Ballungsraum Linz 

bis spätestens 31. März 2024 und danach jeweils alle fünf Jahre einen strategischen Teil-

Aktionsplan auszuarbeiten und mit den jeweils im Zusammenhang stehenden 

Mindestinformationen dem für die Angelegenheiten des Verkehrswesens zuständigen 

Bundesminister sowie dem für Angelegenheiten des Klima- und Umweltschutzes zuständigen 

Bundesminister zugänglich zu machen sowie als Bericht in dem durch Verordnung gemäß 

§ 32f festgelegten Dateiformat zu übermitteln. 

(1) Die Landesregierung hat 

 1. bis spätestens zwölf Monate nach Inkrafttreten der Oö. Straßengesetz-Novelle 2008 

und danach bis spätestens 31. März 2013 für alle Hauptverkehrsstraßen mit einem 

Verkehrsaufkommen von mehr als sechs Millionen Kraftfahrzeugen pro Kalenderjahr 

und 

 2. bis spätestens 31. März 2013 für alle Hauptverkehrsstraßen mit einem 

Verkehrsaufkommen von mehr als drei Millionen Kraftfahrzeugen pro Kalenderjahr 

sowie für alle Landes- und Gemeindestraßen im Ballungsraum Linz 

und danach jeweils alle fünf Jahre einen strategischen Teil-Aktionsplan auszuarbeiten und mit 

den jeweils im Zusammenhang stehenden Mindestinformationen dem Bundesminister für 

Verkehr, Innovation und Technologie sowie dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 

Umwelt und Wasserwirtschaft zugänglich zu machen sowie als Bericht in dem durch 

Verordnung gemäß § 32f festgelegten Dateiformat zu übermitteln. 

(2) Die Landesregierung hat zur Erfüllung der Aufgaben gemäß Abs. 1 und zur 

Sicherstellung der Ausarbeitung von aufeinander abgestimmten Aktionsplänen und Teil-

Aktionsplänen eine Zusammenarbeit mit dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 

Technologie anzustreben und insbesondere die erforderlichen Informationen auszutauschen. 

(3) Die Teil-Aktionspläne haben den durch Verordnung gemäß § 32f festgelegten 

Mindestanforderungen zu entsprechen und sind anhand aktueller Erfordernisse, die sich aus 

dem Lärmschutz, der Lärmminderung oder der Lärmverhütung ergeben, mindestens alle fünf 

Jahre nach dem Zeitpunkt ihrer Ausarbeitung zu überprüfen und erforderlichenfalls zu 

überarbeiten. 

(4) In den Teil-Aktionsplänen sind geeignete Maßnahmen vorzusehen, wenn sich auf 

Grund der Schwellenwerte, insbesondere unter Heranziehung der Belästigungswirkung und 

einer Dosis-Wirkung-Relation, ergibt, dass der Umgebungslärm in bestimmten erhobenen 

Situationen schädliche Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit haben kann, eine 

unzumutbare Belästigung darstellen kann oder die Einhaltung geltender Grenzwerte nicht 

gewährleistet scheint. 

(5) Durch Abs. 1 bis 4 werden keine subjektiv-öffentlichen Rechte begründet. 

§ 32e 

Information der Öffentlichkeit 

(1) Die Landesregierung hat die öffentliche Einsicht in die Entwürfe von Teil-Aktionsplänen 

und die zugehörigen strategischen Teil-Umgebungslärmkarten zu ermöglichen und auf der 

Internetseite des Landes zugänglich zu machen. Auf die Möglichkeit zur Einsicht ist in 



  Seite 57 

elektronischer Form hinzuweisen. Der Öffentlichkeit ist die Möglichkeit einzuräumen, innerhalb 

von sechs Wochen ab Beginn der Möglichkeit zur Einsicht schriftlich Stellung zu nehmen. Die 

Stellungnahmen sind zusammenfassend zu würdigen. Zur Berücksichtigung dieser 

Stellungnahmen ist eine Dokumentation zu erstellen und der Öffentlichkeit zugänglich zu 

machen. 

(2) Der Hinweis auf die Möglichkeit zur Einsicht hat den Zeitraum der Einsichtsfrist und die 

Fundstelle im Internet sowie den Hinweis zu enthalten, dass es jedermann freisteht, 

gegenüber der Behörde innerhalb der Einsichtsfrist Stellungnahmen schriftlich abzugeben.  

(1) Die Entwürfe von Teil-Aktionsplänen und die zugehörigen strategischen Teil-

Umgebungslärmkarten sind von der Landesregierung öffentlich aufzulegen und über 

elektronische Medien allgemein zugänglich zu machen. Die öffentliche Auflage ist in zwei 

verbreiteten Tageszeitungen sowie in elektronischer Form bekannt zu machen. Der 

Öffentlichkeit ist die Möglichkeit einzuräumen, innerhalb von sechs Wochen nach öffentlicher 

Auflage schriftlich Stellung zu nehmen. Die Stellungnahmen sind zusammenfassend zu 

würdigen. Zur Berücksichtigung dieser Stellungnahmen ist eine Dokumentation zu erstellen 

und der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

(2) Die Kundmachung hat den Ort, den Zeitraum der Auflegung (Auflegungsfrist) und die 

Amtsstunden, während deren in die Unterlagen Einsicht genommen werden kann, die 

Fundstelle in elektronischen Medien sowie den Hinweis zu enthalten, dass es jedermann 

freisteht, gegenüber der Behörde innerhalb der Auflegungsfrist Stellungnahmen schriftlich 

abzugeben. 

(3) Die Behörde hat die strategischen Teil-Umgebungslärmkarten und Teil-Aktionspläne 

gesammelt für die öffentliche EinsichtEinsichtnahme der Öffentlichkeit bereitzuhalten sowie 

die Verteilung über elektronische Medien zu ermöglichen. Diese Informationen sind durch 

begleitende zusammenfassende Darstellungen der wichtigsten Punkte deutlich und 

verständlich zu gestalten. 

(4) Durch Abs. 1 bis 3 werden keine subjektiv-öffentlichen Rechte begründet. 
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Landesgesetz über Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und den Zugang zu 

Informationen über die Umwelt (Oö. Umweltschutzgesetz 1996 - Oö. USchG) 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

IV. ABSCHNITT 

IPPC-ANLAGEN 

§ 25 Bewilligungspflicht 

§ 26 Antragsvoraussetzungen 

§ 26a Automationsunterstützte Datenverarbeitung 

§ 27 Bewilligungsvoraussetzungen 

§ 27a Emissionsgrenzwerte und Umweltqualitätsnormen 

§ 28 Verfahren 

§ 29 Auswirkungen auf die Umwelt eines anderen Staates 

§ 30 Parteistellung und nachträgliches Überprüfungsrecht 

§ 31 Fertigstellung der Anlage 

§ 32 Pflichten des Betreibers der Anlage 

§ 33 Änderung von Anlagen 

§ 34 Anpassungsmaßnahmen, nachträgliche Auflagen 

§ 35 Umweltinspektionen 

§ 36 Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes 

§ 37 Erlöschen der Bewilligung 

§ 37a Stilllegung der Anlage 

§ 38 Sondervorschriften für Feuerungsanlagen 

§ 38a Gelände für industrielle Tätigkeiten in Ballungsräumen 

§ 38b Strategische Teil-Umgebungslärmkarten 

§ 38c Teil-Aktionspläne 

§ 38d Umweltprüfung für Teil-Aktionspläne 

§ 38e Information der Öffentlichkeit 

§ 38f Verordnungsermächtigung – Umgebungslärm 

IV. ABSCHNITT 

IPPC-Anlagen 

§ 26 

Antragsvoraussetzungen 

(1) Der schriftliche Antrag auf Erteilung einer Bewilligung nach § 25 Abs. 1 hat Name und 

Anschrift des Bewilligungswerbers zu enthalten. Dem Antrag ist ein Projekt in vierfacher 

Ausfertigung anzuschließen, das jedenfalls zu enthalten hat: 

 1. eine Beschreibung der Anlage und ihrer Betriebseinrichtungen mit Angaben über 

Standort, Art, Zweck, Umfang, Dauer, Betriebsweise und technische Ausführung der 

Anlage; 

 2. einen Übersichtsplan über den Standort im Maßstab 1:20.000 bis 1:50.000; 
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 3. Lagepläne über Lage, Umfang und alle wesentlichen Teile der Anlage sowie über seine 

Abstände von den öffentlichen Verkehrsflächen und den übrigen 

Nachbargrundstücken; 

 4. Schnitte der Gesamtanlage und der wesentlichen Anlagenteile; 

 5. Detailpläne von Anlagenteilen; 

 6. Angaben über jene Maßnahmen, welche beim Bau und Betrieb der Anlage gesetzt 

werden, um die beim Betrieb einzusetzende Energie möglichst effektiv zu nützen und 

gegebenenfalls das Verhältnis von eingesetzter zu gewonnener Energie zu optimieren 

(Energieeffizienz); 

 7. eine Beschreibung der beim Betrieb der Anlage zu erwartenden Abfälle und der 

betrieblichen Maßnahmen zur Vermeidung, zur Vorbereitung zur Wiederverwendung, 

zum Recycling, zur sonstigen Verwertung und zur Beseitigung der von der Anlage 

erzeugten Abfälle (Abfallwirtschaftskonzept); 

 8. die sich aus dem zum Zeitpunkt der Antragstellung aktuellen Grundbuchsstand 

ergebenden Namen und Anschriften der Eigentümer der Grundstücke, auf denen die 

Anlage errichtet, betrieben oder wesentlich geändert werden soll, und der Eigentümer 

der an diese Grundstücke unmittelbar angrenzenden Grundstücke; wenn diese 

Eigentümer Wohnungseigentümer im Sinn des Wohnungseigentumsgesetzes 2002 - 

WEG 2002, BGBl. I Nr. 70/2002, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 222/2021, sind, die Namen und Anschriften des jeweiligen Verwalters (§§ 19 ff. 

WEG 2002); 

 9. die Zustimmungserklärung des Grundeigentümers (Miteigentümer), wenn der 

Antragsteller nicht (Allein-)Eigentümer ist; 

 10. Angaben über Roh- und Hilfsstoffe, sonstige Stoffe und Energie, die in der Anlage 

verwendet oder erzeugt werden; 

 11. Angaben über die Quellen der Emissionen aus der Anlage; 

 12. eine Beschreibung des Zustandes des Anlagengeländes; 

 13. Art und Menge der vorhersehbaren Emissionen aus der Anlage in jedes einzelne 

Umweltmedium; 

 14. Angaben über die zu erwartenden erheblichen Auswirkungen der Emissionen auf die 

Umwelt; 

 15. Angaben über die vorgesehene Technologie und sonstige Techniken zur Vermeidung 

der Emissionen aus der Anlage oder, sofern dies nicht möglich ist, Verminderung 

derselben; 

 16. Maßnahmen zur Überwachung der Emissionen in die Umwelt; 

 17. eine Beschreibung der vorgesehenen Brandschutzmaßnahmen einschließlich 

Vorsorgen für die Brandbekämpfung; 

 18. sonstige Maßnahmen zur Erfüllung der Voraussetzungen gemäß § 27; 

 19. die zur Beurteilung des Schutzes jener Interessen erforderlichen Unterlagen, die die 

Behörde gemäß § 25 Abs. 2 im Verfahren zur Bewilligung der Anlage mit zu 

berücksichtigen hat; 

 20. die Angabe, welche Unterlagen zur Wahrung von Betriebs- und 

Geschäftsgeheimnissen von der Akteneinsicht oder der Auflage auszunehmen sind; 
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 21. einen Bericht über den Ausgangszustand (Abs. 3) im Hinblick auf eine mögliche 

Verschmutzung des Bodens auf dem Anlagengelände, wenn in der Anlage relevante 

gefährliche Stoffe (§ 1a Abs. 2 Z 25) verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden; 

 22. eine allgemein verständliche Zusammenfassung der Angaben gemäß Z 1, 6, 7 und 10 

bis 19; 

 23. die wichtigsten von der Antragstellerin bzw. vom Antragsteller geprüften Alternativen 

zu den vorgeschlagenen Technologien, Techniken und Maßnahmen in einer Übersicht. 

Zusätzlich sind diese Dokumente, soweit technisch möglich, auch elektronisch einzubringen. 

(2) Die Behörde kann im Einzelfall die Vorlage weiterer Unterlagen anordnen, wenn die 

nach diesem Absatz anzuschließenden Unterlagen zur Beurteilung des Vorhabens nicht 

ausreichen. Sie kann aber auch von der Beibringung einzelner Angaben und Unterlagen 

absehen, soweit diese für das Bewilligungsverfahren entbehrlich sind. 

(3) Der Bericht über den Ausgangszustand hat die Informationen zu enthalten, die 

erforderlich sind, um den Stand der Bodenverschmutzung zu ermitteln, damit ein quantifizierter 

Vergleich mit dem Zustand bei der Stilllegung der Anlage (§ 37a Abs. 2) vorgenommen werden 

kann. Der Bericht muss jedenfalls enthalten: 

 1. Informationen über die derzeitige Nutzung und, falls verfügbar, über die frühere 

Nutzung des Geländes sowie 

 2. falls verfügbar, bestehende Informationen über Bodenmessungen, die den Zustand 

zum Zeitpunkt der Erstellung des Berichts widerspiegeln, oder alternativ dazu neue 

Bodenmessungen bezüglich der Möglichkeit einer Verschmutzung des Bodens durch 

die gefährlichen Stoffe (§ 1a Abs. 2 Z 25), die durch die betreffende Anlage verwendet, 

erzeugt oder freigesetzt werden sollen. 

(4) Antrag, Pläne und Beschreibungen können der jeweiligen Behörde entweder physisch 

(in Papier) oder elektronisch übermittelt werden. Je nach dem gilt: 

 1. Im Fall einer physischen Einbringung kann die jeweilige Behörde je nach 

Erforderlichkeit innerhalb von zwei Wochen auch die Vorlage weiterer Ausfertigungen 

oder, sofern elektronisch verfügbar, auch die Übermittlung einer elektronischen 

Ausfertigung verlangen. 

 2. Im Fall der elektronischen Einbringung ist der jeweiligen Behörde von der 

antragstellenden Person mit der Antragstellung mitzuteilen, ob sie im 

Teilnehmerverzeichnis registriert ist und an der elektronischen Zustellung mit 

Zustellnachweis oder am Elektronischen Rechtsverkehr teilnimmt; erfolgt eine solche 

Mitteilung nicht, kann die Behörde je nach Erforderlichkeit innerhalb von zwei Wochen 

auch die Vorlage weiterer physischer Ausfertigungen verlangen; dasselbe gilt 

sinngemäß, wenn sich trotz ursprünglich gegenteiliger Mitteilung erst während des 

Verfahrens herausstellt, dass die antragstellende Person an der elektronischen 

Zustellung mit Zustellnachweis nicht teilnimmt. 

(5) Mit einem elektronischen Antrag gemäß Abs. 4 Z 2 vorgelegte Beilagen, die keine 

inhaltliche Einheit bilden, sind als getrennte Anhänge zu übermitteln. Beilagen sind mit einer 

Bezeichnung zu versehen, die ihren Inhalt zum Ausdruck bringt. Antrag und Beilagen dürfen 

nur dann in gescannter Form eingebracht werden, wenn diese nicht in originär elektronischer 

Form zur Verfügung stehen. 
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(6) Der Antrag gilt nur dann als vollständig eingebracht, wenn allfällige von der jeweiligen 

Behörde gemäß Abs. 4 Z 1 oder 2 rechtzeitig verlangte Ausfertigungen übermittelt werden. 

(7) Die Landesregierung kann durch Verordnung nähere Bestimmungen über die zur 

Beurteilung eines Vorhabens erforderlichen Pläne und Beschreibungen sowie allfällige 

Anforderungen an Datenträger, Datenübermittlung und Datensicherheit erlassen. 

§ 26a 

Automationsunterstützte Datenverarbeitung 

(1) Die Behörde ist zum Zweck der Erstellung von Verzeichnissen der betroffenen 

Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer und anders dinglich oder obligatorisch 

berechtigter Personen zur Abfrage folgender Daten mittels automationsunterstützter 

Datenverarbeitung für die Erfüllung der Aufgaben nach diesem Landesgesetz und zu deren 

weiteren Verarbeitung befugt: 

 1. aus dem Zentralen Personenstandsregister: Familienname, Vorname, Geburtsdatum, 

Geburtsort, Geschlecht, Familienstand, Staatsangehörigkeit und Zeitpunkt des Todes 

natürlicher Personen, 

 2. aus dem Zentralen Melderegister: Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, 

Geschlecht, Staatsangehörigkeit und Wohnsitz; die Berechtigung zur Abfrage des 

Zentralen Melderegisters umfasst auch Verknüpfungsabfragen nach § 16a Abs. 3 

Meldegesetz 1991, 

 3. aus dem Grundbuch: Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Grundstücksnummer, 

Grundbuchs- und Einlagezahl, 

 4. aus der Digitalen Katastralmappe und den Grundstücksverzeichnissen: 

Grundstücksnummer, Grundbuchs- und Einlagezahl, 

 5. aus dem Adress-, Gebäude- und Wohnungsregister: die in der Anlage des 

Bundesgesetzes über das Gebäude- und Wohnungsregister, BGBl. I Nr. 9/2004, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 78/2018, angeführten Merkmale 

ausgenommen lit. F, 

 6. aus dem Firmenbuch, dem Vereinsregister, dem Ergänzungsregister und dem 

Unternehmensregister: die Stammdaten, Kennziffern und Identifikationsmerkmale 

sowie die vertretungs- und zeichnungsbefugten Personen,  

soweit vorhanden jeweils einschließlich der Verarbeitung der verschlüsselten 

bereichsspezifischen Personenkennzeichen (bPK) nach § 9 E-Government-Gesetz, wobei 

Näheres durch Verordnung der Oö. Landesregierung festgelegt werden kann. 

(2) Die automationsunterstützte Datenverarbeitung kann im Wege der jeweiligen 

Schnittstellen der registerführenden Stellen zum Register- und Systemverbund nach § 1 

Abs. 3 Z 2 iVm. § 6 Abs. 2 des Unternehmensserviceportalgesetzes erfolgen. 

§ 28 

Verfahren 

(1) Die Behörde hat im redaktionellen Teil einer im Bundesland weit verbreiteten 

Tageszeitung oder einer im Bundesland weit verbreiteten Wochenzeitung Antragsteller bzw. 

Betreiber, Standort, Projektname und eine kurze Beschreibung des Projekts zu veröffentlichen 

und durch Verweis auf die folgenden über eine Internetseite (Link) zugänglichen Dokumente 

 1. Antrag für eine Genehmigung einer Anlage, 
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 2. Antrag für eine Genehmigung einer wesentlichen Änderung einer Anlage, 

 3. Antrag auf Festlegung weniger strenger Emissionsgrenzwerte gemäß § 27a Abs. 5, 

 4. Vorlage eines Sanierungskonzepts gemäß „§ 34 Abs. 9§ 34 Abs. 8 oder 

 5. amtswegige Anordnung von Anpassungsmaßnahmen gemäß § 34 Abs. 7 

bekannt zu geben. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, bei welcher Behörde die 

Einsicht in den Antragder Antrag und die wichtigsten entscheidungsrelevanten Berichte und 

Empfehlungen, welche zu diesem Zeitpunkt der Behörde vorliegen, innerhalb einer 

bestimmten, mindestens sechs Wochen betragenden Frist möglich istzur Einsichtnahme 

aufliegen, wann diese Unterlagen eingesehen werden können und dass jedermann innerhalb 

dieser Frist zum Antrag Stellung nehmen kann. Weiters ist in der Bekanntmachung darauf 

hinzuweisen, dass die Entscheidung mit Bescheid erfolgt und gegebenenfalls auf die 

Tatsache, dass Konsultationen gemäß § 29 erforderlich sind. Betriebs- und 

Geschäftsgeheimnisse sind zu wahren. 

(1a) Die Einsicht in andere entscheidungsrelevante Informationen, die zum Zeitpunkt der 

Bekanntmachung des Genehmigungsantrags noch nicht vorliegen, ist in der Folge während 

des Genehmigungsverfahrens bei der Behörde zu ermöglichen. 

(1a) Andere entscheidungsrelevante Informationen, die zum Zeitpunkt der 

Bekanntmachung des Genehmigungsantrags noch nicht vorliegen, sind in der Folge während 

des Genehmigungsverfahrens zur Einsichtnahme bei der Behörde aufzulegen. 

(2) Die Behörde hat eine für alle anzuwendenden Verwaltungsvorschriften gemeinsame 

mündliche Verhandlung an dem Ort abzuhalten, der der Sachlage nach am zweckmäßigsten 

erscheint. Der Antragsteller, die Eigentümer der Anlagengrundstücke und der an diese 

unmittelbar angrenzenden Grundstücke sowie die Oö. Umweltanwaltschaft sind persönlich zu 

laden. Gegenstand, Zeit und Ort der mündlichen Verhandlung sind den Nachbarn durch 

Anschlag in der Gemeinde und an der Amtstafeldurch Anschlag in den der Anlage unmittelbar 

benachbarten Häusern bekannt zu geben. Die Eigentümer der betroffenen Häuser haben 

derartige Anschläge in ihren Häusern zu dulden. 

(3) Die Standortgemeinde ist zum Schutz der Interessen im Sinn des § 27 Abs. 1 im 

Rahmen ihres Wirkungsbereiches zu hören. 

(4) Die Behörde hat im redaktionellen Teil einer im Bundesland weit verbreiteten 

Tageszeitung oder einer im Bundesland weit verbreiteten Wochenzeitung und auf der 

Internetseite der Behörde bekannt zu geben, dass die Entscheidung über die Genehmigung 

einer Anlage innerhalb eines bestimmten, mindestens sechs Wochen betragenden Zeitraums 

bei der Behörde während der Amtsstunden öffentlich einsehbar istzur Einsichtnahme aufliegt. 

Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind zu wahren. Diese Bekanntgabe hat auch Angaben 

über das Verfahren zur Beteiligung der Öffentlichkeit zu enthalten. Der Spruch der 

Genehmigung, die Begründung der Genehmigung und allfällige Ausnahmen gemäß § 27a 

Abs. 5 sind der Öffentlichkeit auch im Internet zugänglich zu machen. Die Ergebnisse der vor 

der Entscheidung durchgeführten Konsultationen und ihre Berücksichtigung im Rahmen der 

Entscheidung, das für die Anlage maßgebliche BVT-Merkblatt und die Genehmigungsauflagen 

einschließlich der Emissionsgrenzwerte in Bezug zu den besten verfügbaren Techniken und 

mit den besten verfügbaren Techniken assoziierten Emissionswerten sind der Öffentlichkeit 

im Zuge einer Einsichtnahme zugänglich zu machen. (Anm: LGBl.Nr. 36/2014, 21/2022) 
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(5) Folgende Informationen sind der Öffentlichkeit - in Bezug auf Z 1 auch im Internet - 

zugänglich zu machen: 

 1. relevante Informationen zu den von der Anlagenbetreiberin bzw. vom Anlagenbetreiber 

bei der Stilllegung gemäß § 37a Abs. 2 Z 1 und 2 getroffenen Maßnahmen und 

 2. Ergebnisse der entsprechend der Genehmigung erforderlichen Überwachung der 

Emissionen, die bei der Behörde vorliegen. 

§ 38c 

Teil-Aktionspläne 

(1) Bis spätestens 31. März 2024 und danach jeweils alle fünf Jahre hat die 

Landesregierung für den Ballungsraum Linz einen Teil-Aktionsplan für Gelände für industrielle 

Tätigkeiten mit Anlagen im Sinn des § 1 Abs. 2a auszuarbeiten und einschließlich einer 

Kurzfassung dem Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 

Technologie zugänglich zu machen sowie als Bericht in dem durch Verordnung gemäß § 38f 

festgelegten Dateiformat zu übermitteln. 

(1) Bis spätestens 31. Mai 2013 hat die Landesregierung für den Ballungsraum Linz einen 

Teil-Aktionsplan für Gelände für industrielle Tätigkeiten mit Anlagen im Sinn des § 1 Abs. 2a 

auszuarbeiten und einschließlich einer Kurzfassung dem Bundesminister für Klimaschutz, 

Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie zugänglich zu machen sowie als 

Bericht in dem durch Verordnung gemäß § 38f festgelegten Dateiformat zu übermitteln. 

(2) Die Landesregierung hat zur Erfüllung der Aufgabe gemäß Abs. 1 und zur 

Sicherstellung der Ausarbeitung von aufeinander abgestimmten Teil-Aktionsplänen und 

Aktionsplänen eine Zusammenarbeit mit dem Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, 

Energie, Mobilität, Innovation und Technologie anzustreben und insbesondere die 

erforderlichen Informationen auszutauschen. 

(3) Die Teil-Aktionspläne haben den durch Verordnung gemäß § 38f festgelegten 

Mindestanforderungen zu entsprechen und sind anhand aktueller Erfordernisse, die sich aus 

dem Lärmschutz, der Lärmminderung oder der Lärmverhütung ergeben, mindestens alle fünf 

Jahre nach dem Zeitpunkt ihrer Ausarbeitung zu überprüfen und erforderlichenfalls zu 

überarbeiten. 

(4) In den Teil-Aktionsplänen sind geeignete Maßnahmen vorzusehen, wenn sich auf 

Grund der Schwellenwerte, insbesondere unter Heranziehung der Belästigungswirkung und 

einer Dosis-Wirkung-Relation ergibt, dass der Umgebungslärm in bestimmten erhobenen 

Situationen schädliche Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit haben kann, eine 

unzumutbare Belästigung darstellen kann oder die Einhaltung geltender Grenzwerte nicht 

gewährleistet erscheint. Die Maßnahmen sind nach Maßgabe der für die jeweilige Anlage 

anzuwendenden Verwaltungsvorschriften vorzusehen. 

(5) Durch Abs. 1 bis 4 werden keine subjektiven Rechte begründet. 

§ 38e 

Information der Öffentlichkeit 

(1) Die Landesregierung hat die öffentliche Einsicht in die Entwürfe von Teil-Aktionsplänen 

und die zugehörigen strategischen Teil-Umgebungslärmkarten zu ermöglichen und auf der 

Internetseite des Landes allgemein zugänglich zu machen. Auf die Möglichkeit zur Einsicht ist 

in elektronischer Form hinzuweisen. Der Öffentlichkeit ist die Möglichkeit einzuräumen, 
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innerhalb von sechs Wochen ab Beginn der Möglichkeit zur Einsicht schriftlich Stellung zu 

nehmen. Die Stellungnahmen sind zusammenfassend zu würdigen. Zur Berücksichtigung 

dieser Stellungnahmen ist eine Dokumentation zu erstellen und der Öffentlichkeit zugänglich 

zu machen. 

(2) Der Hinweis auf die Möglichkeit zur Einsicht hat den Zeitraum der Einsichtsfrist und die 

Fundstelle im Internet sowie den Hinweis zu enthalten, dass es jedermann freisteht, 

gegenüber der Behörde innerhalb der Einsichtsfrist Stellungnahmen schriftlich abzugeben. 

(1) Die Entwürfe von Teil-Aktionsplänen und die zugehörigen strategischen Teil-

Umgebungslärmkarten sind von der Landesregierung öffentlich aufzulegen und über 

elektronische Medien allgemein zugänglich zu machen. Die öffentliche Auflage ist in zwei 

verbreiteten Tageszeitungen sowie in elektronischer Form bekannt zu machen. Der 

Öffentlichkeit ist die Möglichkeit einzuräumen, innerhalb von sechs Wochen nach öffentlicher 

Auflage schriftlich Stellung zu nehmen. Die Stellungnahmen sind zusammenfassend zu 

würdigen. Zur Berücksichtigung dieser Stellungnahmen ist eine Dokumentation zu erstellen 

und der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

(2) Die Kundmachung hat den Ort, den Zeitraum der Auflegung (Auflegungsfrist) und die 

Amtsstunden, während deren in die Unterlagen Einsicht genommen werden kann, die 

Fundstelle in elektronischen Medien sowie den Hinweis zu enthalten, dass es jeder Person 

freisteht, gegenüber der Behörde innerhalb der Auflegungsfrist Stellungnahmen schriftlich 

abzugeben. 

(3) Die Behörde hat die strategischen Teil-Umgebungslärmkarten und Teil-Aktionspläne 

gesammelt für die öffentliche EinsichtEinsichtnahme der Öffentlichkeit bereitzuhalten sowie 

die Verteilung über elektronische Medien zu ermöglichen. Diese Informationen sind durch 

begleitende zusammenfassende Darstellungen der wichtigsten Punkte deutlich und 

verständlich zu gestalten. 

(4) Durch Abs. 1 bis 3 werden keine subjektiv-öffentlichen Rechte begründet. Die 

Bestimmungen des III. Abschnitts werden dadurch nicht berührt. 


